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Der Kommentar

Kabelnetze und Breitbandstrategie 
Die Kabelnetzbetreiber haben sich in 
den letzten Tagen mit einem Positi-
onspapier zu Wort gemeldet1, in dem 
sie auf ihren Beitrag bei der Realisie-
rung der Breitbandstrategie in 
Deutschland verweisen. In der Tat 
sind die Kabelnetzbetreiber aus ihrem 
wettbewerblichen Dornröschen-Schlaf 
in Deutschland erwacht und beginnen 
eine prominente Rolle im Breitband-
wettbewerb zu spielen. In 2009 konn-
ten sie bereits ein Drittel aller neu 
gewonnenen Breitbandkunden auf 
sich ziehen. Nachdem die DTAG ihre 
Marktposition mit einem Marktanteil 
von 50% im Neukundengeschäft wei-
ter ausbauen konnte, wird deutlich, 
dass die Kabelnetzbetreiber die alter-
nativen Festnetzbetreiber inzwischen 
deutlich auf die hinteren Ränge ver-
weisen können. Zwar haben sie mit 
2 Mio. Breitbandkunden erst einen 
aggregierten Marktanteil von weniger 
als 10%, doch beeindruckt das 
Wachstum. In anderen europäischen 
Ländern haben die Kabelnetze 20% 
bis 40% des Breitbandmarktes auf 
sich ziehen können; davon sind wir in 
Deutschland weit entfernt und es 
steht auch nicht zu erwarten, dass in 
einem beginnenden Verdrängungs-
wettbewerb derartige Marktziele er-
reichbar wären. Aber nicht nur im 
Wachstum beeindrucken die Kabel-
netze. Sie haben mit 25 € neue Maß-
stäbe für Triple Play Angebote im 
Markt gesetzt. Auch mit ihrer Über-
tragungsbandbreite stellen sie die 
DSL-Anbeiter in den Schatten. 

100 Mbps über Kabelnetze 
Mit der Einführung des DOCSIS 3.0 
Standards für IP-Dienste über Kabel-
netze, woran eine Reihe von Betrei-
bern arbeitet, werden sie in der Lage 
sein, Übertragungsraten von 100 
Mbps anzubieten. Die Leistungsfä-
higkeit der Kabelnetze wird dann die 
über VDSL realisierte Bandbreite des 
Festnetzes deutlich hinter sich las-
sen. Mit dieser Performance können  

 

dann nur noch FTTB/H-Netze mithal-
ten. Während nur wenige VDSL-
Anschlüsse das Leistungskriterium 
der Breitbandstrategie erfüllen, gilt 
dies für mit DOCSIS 3.0 aufgerüstete 
Kabelnetze uneingeschränkt. Das 
hierauf begründete Selbstbewusst-
sein der Kabelbranche und der Hin-
weis auf die eigene Leistungsfähig-
keit sind berechtigt. 
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Winner’s curse der Kabel-
netze 
Doch die investive Herausforderung 
der Kabelbranche wird nicht auf die 
Einführung von DOCSIS 3.0 be-
schränkt sein. Wenn die neuen Hoch-
leistungsanschlüsse der Kabelbetrei-
ber von den Kunden intensiv nachge-
fragt werden, werden die Kabelnetz-
betreiber ihr „winner’s curse“ erleben. 
Dann wird eine architektonische 
Schwäche der Kabelnetze relevant, 
nämlich, dass sie im letzten Netzab-
schnitt als shared medium betrieben 
werden. Mit jedem neuen Kunden 
sinkt nach Erreichen bestimmter 
Schwellen die Qualität für alle Kun-
den in einem Cluster, da alle sich 
gemeinsam die verfügbare Bandbrei-
te teilen müssen. Allerdings können 
die Kabelbetreiber nachfrageorientiert 
reagieren und durch Verkleinerung 
der Cluster oder anders ausgedrückt, 
durch die Heranführung der Glasfaser 
näher zum Endkunden, die Kapazität 
des Netzes wieder vergrößern. Am 
Ende dieser Entwicklung werden 
dann auch Kabelnetze zu FTTB- oder 
gar zu FTTH-Netzen migrieren. Die 
Verkleinerung der Cluster stellt die 
Kabelbranche aber vor eine erhebli-
che investive Aufgabe. Um die Netze 
für alle potentiellen Kunden entspre-
chend aufzurüsten, müssen die Ka-
belnetzbetreiber einen hohen einstel-
ligen Milliardenbetrag investieren. 
Nichts ist unmöglich. Hat die Kabel-
branche doch nach eigenem Bekun-
den in den letzten fünf Jahren über 
2,5 Mrd. € in die Netze investiert. 
Doch es wird für die Kabelbranche 
nicht leicht werden, mehrere Milliar-
den an Investitionsmitteln zusätzlich 
in den nächsten Jahren zu mobilisie-
ren. Dazu sind zumindest einige Bi-
lanzen bereits heute relativ stark be-
lastet. Die Ankündigung des Insol-
venzverfahrens über den traditions-
reichen Kabelbetreiber Telecolumbus 
in den letzten Wochen deutet darauf 
hin, wie wenig bewegungsfähig zu-
mindest einige Kabelbetreiber sind. 
Insofern sollte auch und gerade durch 
eine freizügige Genehmigung von 

Fusionen in der Kabelbranche alles 
getan werden, um die Investitionsfä-
higkeit dieser Branche zu stützen. Si-
cherlich als ein positives Zeichen in 
diese Richtung kann die ausstehende 
Übernahme von Unity Media durch 
den amerikanischen Kabel Tycoon 
John Malone gewertet werden.  

Kabelbranche treibt Fest-
netzbranche in FTTB/H-
Investitionen 
Nicht nur durch eigene Next Genera-
tion Access-Investitionen und -
Angebote leistet die Kabelbranche 
einen signifikanten Beitrag zur Um-
setzung der nationalen Breitbandstra-
tegie. Wenn die Kabelbranche Ernst 
macht und tatsächlich die weiteren 
Aufrüstungsinvestitionen in die Ka-
belnetze tätigt, wird sie einen mächti-
gen Impuls auf die Festnetzbetreiber, 
allen voran die Deutsche Telekom 
auslösen, ihre Netze zu FTTB/H-
Netzen weiterzuentwickeln. Nur auf 
diesem Wege werden diese dann 
langfristig die eigene Wettbewerbsfä-
higkeit erhalten können. Die Investiti-
onstätigkeit der Kabelbranche wird 
die – abgesehen von einigen rühmli-
chen Ausnahmen einiger City- und 
Regionalcarrier – blamable Investiti-
onsbremse der bundesweit tätigen 
Carrier in Deutschland lösen. Nicht 
die von dieser Seite regelmäßig ge-
führte Klärung (angeblich) offener re-
gulierungspolitischer Fragestellungen 
ist die Ursache für die investive Zu-
rückhaltung der DTAG und anderer 
bundesweiter Anbieter bei NGA, son-
dern die noch (zum Teil sehr) guten 
Gewinnerzielungsmöglichkeiten mit 
dem Kupfernetz. Der Wettbewerb auf 
der Infrastrukturebene wird diese Be-
quemlichkeit allmählich zur Unruhe 
werden lassen. Die Unruhe wird dann 
durch intensive Investitionstätigkeit 
wieder zu einem ruhigeren Schlaf der 
Telekom-Manager führen können. Mit 
eigenen FTTB/H-Netzen sind sie je-
der Herausforderung an die Zukunft 
und im Wettbewerb gewachsen. 

Die gerade genannte Ruhe – Unru-
he – Ruhe Abfolge bei Telekom-
Managern stellt kein weihnachtliches 
Wunsch- oder Wintermärchen dar. 
Die hier genannten Effekte sind real, 
die Abfolge wird sich so einstellen. 
Der Effekt ist durch eine Reihe inter-
nationaler Beispiele, genannt seien 
hier nur die Niederlande und die 
Schweiz, belegt. 

Was ist zu tun? 
Zunächst sind alle Maßnahmen, die 
dazu beitragen, dass die Investitions-
fähigkeit der Kabelnetzbetreiber ge-
stärkt wird, förderlich für die genann-
ten Ziele. Dazu zählt etwa eine Wett-
bewerbspolitik, die weiteren Fusio-
nen, auch horizontaler Art, innerhalb 
der Kabelbranche positiv gegenüber 
steht. Größere Unternehmenseinhei-
ten in der Kabelbranche verbessern 
den Marktauftritt, die Wettbewerbsfä-
higkeit und die Investitionsfähigkeit. 
Dadurch entstehende Wettbewerbs-
beeinträchtigungen innerhalb der Ka-
belbranche entsprechen entweder ei-
ner durch die Marktverhältnisse 
längst überholten Marktabgrenzung 
oder sind marginal. Zu Recht weisen 
die Kabelbetreiber darauf hin, dass 
nicht nur die Investitionen von Fest-
netzbetreibern in das NGA, sondern 
natürlich auch ihre eigenen potentiell 
förderungswürdig sind. Ob ihre Netze 
höhere Netzkosten bei der Terminie-
rung von Gesprächen aufweisen, be-
darf der Prüfung. Wenn dies der Fall 
ist, rechtfertigt dies auch höhere Ter-
minierungsentgelte im Vergleich zum 
PSTN. Ein Anspruch auf hohe Preise 
für Vorleistungsprodukte lässt sich al-
lerdings aus der wettbewerblichen Si-
tuation der Kabelbetreiber nicht ablei-
ten. Dies wäre dann doch keine an-
bieter-neutrale, sondern eine an den 
Interessen einer Anbietergruppe aus-
gerichtete Regulierungspolitik. 

Karl-Heinz Neumann 

                                                           
1 Anga: Kabelnetze als Motor der Breitband-

entwicklung, Köln/Berlin 10. Dezember 
2009 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

EU-Studie: The Evolution of the European Postal 
Market since 1997 

Im Auftrag der Europäischen Kom-
mission (Generaldirektion Binnen-
markt) hat WIK-Consult gemeinsam 
mit ITA Consulting in der ersten Jah-
reshälfte 2009 eine umfangreiche 
Studie zu den wichtigsten Entwick-
lungen in den europäischen Post-
märkten seit 1997 durchgeführt. Im 
Dezember 1997 begann die europäi-
sche Postreform mit Inkrafttreten der 
ersten Postdienste-Richtlinie 97/67/ 
EG. Wesentliche Zielsetzungen der 
Postdienste-Richtlinien sind die Öff-
nung der nationalen Briefmärkte zur 
Herstellung eines Binnenmarktes für 
Postdienste und Maßnahmen zur 
Harmonisierung und Verbesserung 
des Post-Universaldienstes. Die Öff-
nung der Briefmärkte erfolgte schritt-
weise über ein Absenken der Ge-
wichts- und Preisgrenzen für Brief-
sendungen, deren Beförderung und 
Zustellung dem jeweiligen nationalen 
Universaldienstleister vorbehalten 
war (Abbildung 1). Außerordentliche 
Ereignisse während dieser Periode 
waren die Erweiterung der Europäi-
schen Union von 15 auf 27 Mitglied-
staaten und die noch andauernde Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, die mit 
dem Zusammenbruch der amerikani-
schen Lehman-Bank im September 
2008 ihren Ausgang nahm und sich 
spürbar auf die Entwicklung der 
Postmärkte auswirkt. 

Die Studie untersucht die Entwicklun-
gen in den Bereichen Angebot und 
Nachfrage von Postdienstleistungen, 
Wettbewerb, Universaldienst und 
Kundenzufriedenheit vor dem Hinter-
grund der europäischen Postreform. 
Neben einer ausführlichen Darstel-
lung wichtiger Entwicklungen in den 
europäischen Briefmärkten werden 
auch Entwicklungen in den Paket- 
und Expressmärkten behandelt. Zu-
sätzlich zu den 27 Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union wurden Island 
und Norwegen, sowie die außereuro-
päischen Staaten Japan, Neusee-
land, Australien und die Vereinigten 
Staaten berücksichtigt. 

2007 umfasste der europäische Post-
markt schätzungsweise 94 Mrd. € und 
beinhaltet  neben Briefdiensten auch 
Paket- und Expressdienste. Allein der 
Markt für Briefdienste umfasste ca. 53 
Mrd. € und wird wie schon in der Ver-
gangenheit maßgeblich von den drei 
größten nationalen Briefmärkten 

Großbritannien, Deutschland und 
Frankreich dominiert, die 60% der 
geschätzten 95 Milliarden Sendungen 
auf sich vereinigen. Hingegen verteilt 
sich etwas mehr als ein Fünftel der 
Briefmenge auf 21 Mitgliedstaaten. 

Innerhalb der Europäischen Union 
wurden 2007 im Durchschnitt fast 200 
Briefsendungen pro Kopf zugestellt, 
verglichen mit fast 700 Sendungen in 
den Vereinigten Staaten (Abbildung 
2). Die Pro-Kopf Sendungsmenge ist  
 

vergleichbar mit jener in Australien 
oder Japan. Innerhalb der EU finden 
sich deutliche Unterschiede in der 
Entwicklung der nationalen Briefmärk-
te: Während die Pro-Kopf Menge in 
den westlichen Mitgliedstaaten 300 
Sendungen erreicht, werden in den 
östlichen Mitgliedstaaten im Schnitt 
nur etwas mehr als 50 Sendungen 
pro Jahr zugestellt (siehe auch Abbil-
dung 3). 

Abbildung 1: EU-Erweiterung und EU Postreform 
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Abbildung 2: Pro-Kopf Sendungsmengen im Vergleich 
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Sendungsmengenentwick-
lung 
Während die Paket- und Express-
märkte ein rasantes Wachstum erfuh-
ren, ist die Briefmenge innerhalb der 
Europäischen Union nur gering ge-
wachsen, wobei in den vergangenen 
Jahren besonders in den neuen Mit-
gliedstaaten relevantes Sendungs-
mengenwachstum zu beobachten 
war. Das Sendungsmengenwachstum 
in den neuen Mitgliedstaaten erklärt 
sich unter anderem durch das im 
Vergleich zu den EU-15 überdurch-
schnittliche Wirtschaftswachstum, das 
diese Länder in Folge des EU-Beitritts 
erfahren haben. Selbst in diesen 
Ländern blieb das Sendungsmengen-
wachstum hinter den Wachstumsra-
ten der jeweiligen Volkswirtschaften 
zurück. 

Der Einfluss des Wirtschaftswachs-
tums variiert in Abhängigkeit der je-
weiligen Sendungsart. Am stärksten 
ist der Einfluss auf die Entwicklung 
der Werbesendungen (adressiert und 
unadressiert). Dies hat sich auch in 
der aktuellen Wirtschaftskrise gezeigt, 
in der die Anzahl der Werbesendun-
gen deutlich zurückging. In vielen Mit-
gliedstaaten haben sich diese Sen-
dungsformen überdurchschnittlich 
entwickelt, wobei insbesondere in den 
östlichen Mitgliedstaaten die Verwen-
dung unadressierter Werbesendun-
gen deutlich überwiegt. Ein wichtiger 
Grund für die unterschiedlichen Ent-
wicklungen bei adressierten und nicht 
adressierten Werbesendungen sind 
die Zugänglichkeit (Datenschutzan-
forderungen) und Qualität des für 
Werbeaktionen notwendigen Adress-
materials. Im Gegensatz zu den Wer-
besendungen gehen Briefsendungen 

(„correspondence“) besonders in den 
westlichen Mitgliedstaaten zurück. 
Die stärksten Rückgänge sind in den 
Niederlanden und in den skandinavi-
schen Ländern zu beobachten. We-
sentlicher Treiber für diese Entwick-
lung ist die zunehmende Nutzung des 
Internets für den Versand von Nach-
richten; ein Trend, der sich in den 
kommenden Jahren insbesondere in 
Ländern mit einer gut entwickelten 
Breitbandinfrastruktur fortsetzen wird. 

Wettbewerbsentwicklung 
Im Gegensatz zu den Paket- und Ex-
pressmärkten sind die nationalen 
Briefmärkte nach wie vor durch mo-
nopolistische Strukturen gekenn-
zeichnet. In den meisten Mitgliedstaa-
ten, die ihre Briefmärkte entspre-
chend der Vorgaben der Postdienste-
Richtlinien durch eine Reduzierung 
der Gewichts- und Preisgrenzen ge-
öffnet haben, hat sich bislang kein 
bedeutender Wettbewerb entwickelt. 
Selbst in den sechs Staaten, die ihre 
Märkte vollständig dem Wettbewerb 
geöffnet haben, besitzen die nationa-
len Postunternehmen nach wie vor 
eine überragende Marktstellung. Est-
land und Finnland haben formal die 
reservierten Bereiche abgeschafft, 
spezielle Lizenzanforderungen ver-
hindern jedoch einen nennenswerten 
Markteintritt. In Deutschland, Schwe-
den und den Niederlanden haben 
Wettbewerber Marktanteile zwischen 
9 und 15 Prozent (Sendungsmenge) 
erreicht. Während Schweden seinen 
Briefmarkt bereits 1992 liberalisiert 
hat, waren in Deutschland und den 
Niederlanden bereits vor der vollstän-
digen Marktöffnung (Januar 2008 
bzw. April 2009) Marktsegmente vom 

reservierten Bereich ausgeschlossen, 
in denen sich über die Jahre Wettbe-
werber etablieren konnten: in den 
Niederlanden im Bereich der adres-
sierten Werbesendungen und in 
Deutschland im Segment der höher-
wertigen Briefdienstleistungen. Die 
Wettbewerbsentwicklung in Deutsch-
land, den Niederlanden und Schwe-
den erfolgte sehr langsam und war 
zumindest in Deutschland und 
Schweden durch eine Vielzahl ge-
richtlicher und wettbewerbsrechtlicher 
Verfahren gekennzeichnet. In Groß-
britannien verhindert das Angebot 
sehr niedrig bepreister Netzzugangs-
produkte (Downstream Access) die 
Entstehung alternativer Zustellnetze 
im Briefbereich, obwohl der reservier-
te Bereich bereits Anfang 2006 abge-
schafft wurde. 

Effizienz der Dienstleis-
tungsbereitstellung 
Obwohl sich der Wettbewerb in den 
Briefmärkten nur sehr zögerlich ent-
wickelt, haben viele nationale Postun-
ternehmen einen tief greifenden Mo-
dernisierungsprozess vollzogen bzw. 
befinden sich noch in diesem Prozess 
(insbesondere viele der Universal-
dienstleister der neuen Mitgliedstaa-
ten). Diese Entwicklung wurde durch 
die Mitgliedstaaten unterstützt, die 
heute noch in der Mehrzahl der Fälle 
die Eigentümer dieser Postunterneh-
men sind. Bereits vor Inkrafttreten der 
ersten Postdienste-Richtlinie haben 
viele Mitgliedstaaten ihre ehemaligen 
Postverwaltungen in eigenständige 
Unternehmen umgewandelt. Heute ist 
nur noch der zypriotische Universal-
dienstleister eine Postverwaltung; in 
wenigen Ländern (mit abnehmender 
Tendenz) firmieren die Postdienst-
leister als öffentliche Unternehmen 
(z.B. in Spanien und Frankreich). Die 
meisten Mitgliedstaaten haben ihre 
Postunternehmen in Aktiengesell-
schaften umgewandelt, wobei eine 
Handvoll ihre Unternehmen (teil-)pri-
vatisiert hat: Deutschland, Niederlan-
de, Malta, Österreich und Belgien. 
Der erste grenzüberschreitende Zu-
sammenschluss zweier nationaler 
Postunternehmen (2009) zwischen 
Post Danmark und der schwedischen 
Posten ist in diesem Zusammenhang 
als besonderes Ereignis zu werten. 
Der Modernisierungsprozess der 
Postunternehmen war und ist ge-
kennzeichnet durch eine Straffung 
und Zentralisierung der logistischen 
Prozesse einhergehend mit einer ver-
stärkten Automatisierung der Briefbe-
arbeitung und –sortierung, Optimie-
rung der Transport- und Zustellrouten 
und der Auslagerung von Aktivitäten, 
insbesondere bei Transporten und Fi-
lialen (Vertrieb durch Fremdbetreiber, 

Abbildung 3: Pro-Kopf Sendungsmenge und –struktur in den EU Mitgliedstaaten 
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Agenturlösungen). Diese effizienzer-
höhenden Maßnahmen waren beglei-
tet von einem deutlichen Arbeits-
platzabbau bei den Universaldienst-
leistern und einer verbesserten Ge-
winnsituation vieler vormals verlust-
trächtiger Postunternehmen. Gleich-
zeitig haben sich die Kundenorientie-
rung und die Dienstqualität verbes-
sert. Insbesondere dieser letzte As-
pekt entspricht einer wesentlichen 
Zielsetzung der Postdienste-Richt-
linien: die Herstellung eines qualitativ 
hochwertigen, erschwinglichen Post-
Universaldienstes in allen Mitglied-
staaten der EU. 

Das Dienstleistungsangebot der Uni-
versaldienstleister hat sich während 
der letzten beiden Dekaden sehr ge-
wandelt; insbesondere größere ge-
schäftliche Versender profitieren heu-
te von einer Ausweitung der Produkt- 
und Preismodelle. Untersuchungen in 
Mitgliedstaaten mit spürbarem Wett-
bewerb haben ergeben, dass die 
Preise für größere Geschäftskunden 
durch diese Ausweitung der Preismo-
delle tendenziell gesunken sind (z.B. 
in Schweden). Privatversender und 
kleine Versender hingegen haben in 
vielen Ländern von einer Verbesse-
rung der Zustellgeschwindigkeit und –
zuverlässigkeit der nach wie vor er-
schwinglichen Briefdienstleistungen 
profitiert. 

Die Preise für 20g Briefe variieren in 
den westlichen Mitgliedstaaten weni-
ger stark als in den anderen Ländern 
der EU (Abbildung 4). Insbesondere 
in vielen westlichen Mitgliedstaaten 
sind seit 1998 die Preise für 20g Brie-
fe weniger stark gestiegen als das all-
gemeine Preisniveau; in Deutschland 
und Italien ist dieser Preis nominal 
sogar leicht gefallen. In den östlichen 
Mitgliedstaaten sind dagegen die 
Briefpreise überdurchschnittlich ge-
stiegen, u.a. als Folge sehr niedriger 
(nicht kostendeckender) Tarife in den 
Jahren vor dem Beitritt zur Europäi-
schen Union. 

In mehr als der Hälfte der Mitglied-
staaten werden mindestens 90 Pro-
zent der Briefsendungen der schnells-
ten Standardkategorie am nächsten 
Werktag zugestellt (Abbildung 5). Die 
Brieflaufzeiten haben sich während 
der letzten Dekade in vielen der süd-
lichen und östlichen Mitgliedstaaten 
deutlich verbessert. In den skandina-
vischen Mitgliedstaaten, Deutschland 
und den Niederlanden haben die Uni-
versaldienstleister vergleichsweise 
früh eine Restrukturierung ihrer Brief-
logistik durchgeführt, so dass bereits 
Ende der 90er Jahre Brieflaufzeiten 
von über 90 Prozent erreicht worden 
sind. Die Mehrheit der nationalen 
Postunternehmen startete später mit 

dem Modernisierungsprozess und er-
zielte signifikante Verbesserungen 
erst nach 2000 (u.a. in Frankreich, 
Österreich und Ungarn). 

Der Zugang zum postalischen Uni-
versaldienst für die Allgemeinheit wird 
durch Filialen und Briefkästen sicher-
gestellt. Sowohl Filialdichte als auch 
Filialstruktur variieren deutlich zwi-
schen den Ländern (Abbildung 6). 
Die Anzahl der Postfilialen der natio-
nalen Postunternehmen ging wäh-
rend der letzten Dekade in den meis-
ten Ländern zurück. Insbesondere in 
vielen der „alten“ Mitgliedstaaten (EU-
15) hat sich der Anteil der kosten-
günstigeren Agentur- und Shop-in-
Shop-Lösungen deutlich erhöht. Dies 
hat u.a. zu einer Erweiterung der Öff-
nungszeiten geführt. In vielen westli-
chen Mitgliedstaaten, aber auch bei-
spielsweise in Polen, bauen Paketun-
ternehmen eigene Filialnetze auf, um 
den Zugang für Privatkunden (als 

Versender und Empfänger) zu ver-
bessern. Auf diese Weise versuchen 
sich die Unternehmen besser im dy-
namisch wachsenden Versandhan-
delsgeschäft zu positionieren. Das 
Wachstum dieses Marktsegments ist 
getrieben durch den zunehmenden e-
Commerce. 

Der europäische Postmarkt war wäh-
rend der letzten beiden Dekaden 
grundlegenden Veränderungen un-
terworfen. Die europäische Postpolitik 
hat mit den Postdienste-Richtlinien 
wichtige Anreize gesetzt, die zu einer 
Stärkung der Rolle des Mediums Brief 
geführt haben. Das Angebot und die 
Qualität im Bereich der Briefdienst-
leistungen haben sich deutlich ver-
bessert, ohne dass sich die Er-
schwinglichkeit und der Zugang zu 
Postdienstleistungen verschlechtert 
hätten. Der Brief hat sich als wichti-
ges Kommunikations- und Werbeme-
dium insbesondere in den alten Mit-

Abbildung 5: Brieflaufzeiten (D+1, 2008) 
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Abbildung 4: Standardtarife in EUR, 2008 (20g Brief, schnellste und zweitschnellste 
Standardkategorie) 
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gliedstaaten etabliert. Die nationalen 
Postunternehmen stehen heute wirt-
schaftlich deutlich besser da als in 
den 90er Jahren. Damit sind wichtige 
Voraussetzungen erfüllt, um den ak-
tuellen und zukünftigen Herausforde-
rungen, wie der 2008 einsetzenden 
Rezession und den strukturellen Än-
derungen im Kommunikationsverhal-
ten, erfolgreich begegnen zu können. 

Die ausführliche Studie, sowie ein 
umfangreicher Anhang („Country Fi-
ches“), der auf wenigen Seiten für je-
des der bearbeiteten Länder wichtige 
Indikatoren zu den Postmärkten zu-
sammenfasst, wurde Mitte Oktober 
durch die Europäische Kommission 
veröffentlicht und steht als Download 
auf ihrer Homepage zur Verfügung  
http://www.europa.eu.int/comm/intern
al_market/post/studies_en.htm. 

Antonia Niederprüm 

Studie der WIK-Consult analysiert die Bedeutung 
des Professionellen Mobilfunks 

Der Professionelle Mobilfunk hat in 
den letzten Jahren, weitgehend un-
bemerkt von der breiten Öffentlich-
keit, einen erheblichen Bedeutungs-
zuwachs erfahren. Das wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Bedürfnis nach 
der Sicherheit von Prozessen und 
dem Schutz von „Leib und Leben“ 
nimmt stetig zu. Gleichzeitig ist die 
moderne arbeitsteilige Gesellschaft 
mit ihren ausdifferenzierten und kom-
plexen Organisationsstrukturen sowie 
der großen Abhängigkeit von infra-
strukturellen Dienstleistungen verletz-
licher geworden. Schon vergleichs-
weise begrenzte Störungen können 
im ungünstigen Fall sowohl einzel-
wirtschaftlich als auch volkswirtschaft-
lich große Schäden anrichten. 

Sichere Systeme des Professionellen 
Mobilfunks können wesentliche Bei-
träge leisten, Störungen von vorne-
herein zu vermeiden, beim Auftreten 
von Unfällen und Schadensereignis-
sen die Folgeschäden zu begrenzen 
und auch während des störungsfreien 
Normalbetriebs die Prozesseffizienz 
nachhaltig zu steigern. Hierfür ist der 
Professionelle Mobilfunk mit den digi-
talen Technologien TETRA, TEDS, 
TETRAPOL und DMR bestens gerüs-
tet. Seine Stärke liegt vor allem in der 
punktgenauen Anpassung an Anfor-
derungen unterschiedlichster Anwen-
dungsfälle im professionellen Umfeld. 

Es zeigt sich jedoch, dass die vielfäl-
tigen und spezifischen Leistungspo-
tenziale des Professionellen Mobil-
funks bei vielen Entscheidungsträ-

gern etwa in Industriebetrieben, bei 
Versorgern oder bei öffentlichen Ver-
waltungen noch viel zu wenig be-
kannt sind. Der Beitrag der PMR-
Technologie zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit mobiler Kommunikation 
bleibt in vielen Anwendungsfeldern 
noch deutlich hinter seinen Potenzia-
len zurück. Vor diesem Hintergrund 
hat WIK-Consult im Auftrag des Ver-
bands Professioneller Mobilfunk e. V. 
die Möglichkeiten und Einsatzberei-
che von Systemen des Professionel-
len Mobilfunks sowie insbesondere 
ihre wirtschaftliche Bedeutung auf 
einzel- und volkswirtschaftlicher Ebe-
ne analysiert. 

In der aktuellen WIK-Consult-Studie 
werden hierzu zunächst die spezifi-
schen Anforderungen professioneller 
Nutzer an mobile Kommunikation 
skizziert und die grundlegenden 
Leistungs- und Sicherheitsmerkmale 
des Professionellen Mobilfunks auf-
geführt. Es werden die typischen An-
wendergruppen vorgestellt und erfolg-
reiche Anwendungen in der Praxis 
beschrieben. Besonderer Schwer-
punkt der Studie liegt in der Darstel-
lung funktionaler, wirtschaftlicher und 
rechtlicher Vorteile des Professionel-
len Mobilfunks in seinen typischen 
Einsatzfeldern, gerade auch im Ver-
gleich zur öffentlichen Mobiltelefonie. 
Hierbei wird insbesondere der volks-
wirtschaftliche Nutzen des verstärkten 
Einsatzes von Systemen des Profes-
sionellen Mobilfunks herausgearbei-
tet. Validiert wurden die Erkenntnisse 
der Studie durch intensive Gespräche 

und Diskussionen mit Experten des 
Professionellen Mobilfunkmarktes. 

Die Studie kommt zum zentralen Er-
gebnis, dass der Professionelle Mo-
bilfunk als eine hoch spezialisierte 
Kommunikationsplattform den Unter-
nehmen, Behörden und öffentlichen 
Organisationen sowie der gesamten 
Volkswirtschaft von hohem Nutzen ist 
und weiterhin stark an Bedeutung 
gewinnen wird. Gestützt wird diese 
Aussage insbesondere durch folgen-
de Entwicklungen und Trends: 

• Das allgemeine Risikobewusst-
sein nimmt vor dem Hintergrund 
wachsender Gefährdungen und 
zunehmender Abhängigkeiten von 
kritischen Infrastrukturen in der 
Gesellschaft zu. Die Vorsorge vor 
Störfällen sowie die Vorhaltung 
adäquater Katastrophenhilfe wird 
weiter ausgebaut und wird auch 
zunehmend in den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen eingefor-
dert. Sichere PMR-Kommunika-
tionssysteme, die auch im Notfall 
zuverlässig zur Verfügung stehen, 
bilden einen zentralen Baustein 
innerhalb der Vorsorgestrategien 
von Unternehmen, Behörden und 
öffentlichen Organisationen. 

• Individuell angepasste PMR-Sys-
teme leisten einen großen Beitrag 
zur Optimierung von Wertschöp-
fungsprozessen und damit zur Ef-
fizienzsteigerung professioneller 
Nutzer. Auch wenn dieser Beitrag 
in der Regel nur schwer in Euro 
und Cent zu fassen ist, so sind 

Abbildung 6: Filialnetzdichte nationaler Postunternehmen (2007, Anzahl je 10.000 
Einwohner) 
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sich alle Experten einig, dass der 
Einsatz von PMR-Systemen in 
Unternehmen oder öffentlichen 
Betrieben die Verfügbarkeit von 
Ressourcen und den Einfluss auf 
Prozesse grundsätzlich positiv 
beeinflusst. Diese positive Bilanz 
wird in der Regel dadurch ver-
stärkt, dass zusätzlich sog. Infra-
struktureffekte zum Tragen kom-
men. Diese bewirken, dass nach 
der Installation von PMR-Netzen 
für bestimmte Funktionen (bei-
spielsweise für den Werksschutz 
in einem Industriebetrieb oder den 
Außendienst eines Stadtwerks) 
oftmals weitere nutzen- und kos-
teneffiziente betriebliche Anwen-
dungen hinzu kommen, die ur-
sprünglich gar nicht im Fokus la-
gen. 

• Ein verstärkter Einsatz von siche-
ren und effizienzoptimierenden 
PMR-Systemen in Unternehmen, 
Behörden und öffentlichen Orga-
nisationen generiert einen nicht zu 
unterschätzenden gesamtwirt-
schaftlichen Nutzen. Wenn Unter-
nehmen effizienter produzieren 
und Stillstandszeiten vermeiden, 
wirkt sich dies auch unmittelbar 
positiv auf das Sozialprodukt aus. 
Ausfallsichere technische Basis- 
und sozioökonomische Dienstleis-
tungsinfrastrukturen vermeiden 
Folgeschäden, tragen wesentlich 
zur volkswirtschaftlichen Stabilität 
eines Landes bei und verbessern 
nicht zuletzt die Lebensqualität für 
die Bevölkerung. 

• Im Falle von Schadensereignis-
sen und Katastrophen ist die tech-
nische Ausrüstung des Rettungs-
wesens entscheidend für die Mini-
mierung materieller Folgeschäden 
und viel wichtiger noch, für die 
Gesundheit und Lebensrettung 
der Betroffenen. Eine ausfallsi-
chere Kommunikation ist die 
Grundlage aller erfolgreichen Ret-
tungseinsätze. 

Die Studie „Mobilfunknetze für pro-
fessionelle Anwendungen“ steht auf 
der WIK-Consult-Internetseite zum 
Abruf bereit. 

Peter Stamm 

Zehn Jahre Wasserpartner Berlin – Eine Bilanz der 
öffentlich-privaten Partnerschaft zwischen dem 

Land Berlin, RWE Aqua und Veolia Wasser 
Einführung 
Nur wenige öffentliche Eigentümer im 
deutschen, gar im europäischen 
Raum, haben bislang private Partner 
an einem Wasserversorgungs- und/ 
oder Abwasserentsorgungsunterneh-
men beteiligt. Berlin gehörte zu den 
ersten Kommunen, die eine Minder-
heitsbeteiligung von privaten Partnern 
von 49,9 % an ihrem Wasserunter-
nehmen – den Berliner Wasserbetrie-
ben – anboten. Diese Anteile erwar-
ben RWE Aqua und Veolia Wasser 
im Jahr 1999 für rund 1,7 Mrd. €. Ü-
ber den Erfolg dieser öffentlich-
privaten Partnerschaft wird seit vielen 
Jahren sowohl in Berlin als auch in 
der deutschen Wasserwirtschaft hef-
tig diskutiert. Vor diesem Hintergrund 
entschlossen sich die privaten Part-
ner das WIK zu beauftragen, eine Bi-
lanz der vergangenen zehn Jahre zu 
ziehen. Ein halbes Jahr setzten sich 
die Wissenschaftler des WIK mit die-
sem größten deutschen Wasserver- 
und Abwasserentsorger auseinander 
und stellten die Ergebnisse Mitte No-
vember auf einer Pressekonferenz in 
Berlin vor. Sowohl die rund 160 Sei-
ten umfassende Langfassung als 
auch die 37-seitige Kurzfassung sind 
online unter  
http://www.wasserpartner-berlin.de 
abrufbar. 

Methodik 
Den Referenzrahmen für diese Bilanz 
bilden in erster Linie die konkreten 
Zielvereinbarungen zwischen dem 

Land Berlin und den privaten Part-
nern, die am 14.6.1999 in einer Anla-
ge des Konsortialvertrages im Zuge 
der Beteiligung der Privaten verein-
bart wurden. Die vielfältigen Zielvor-
gaben, die so verschiedene Bereiche 
wie die Unternehmens- sowie Wirt-
schaftsentwicklung, Arbeitsplatzsiche-
rung, Umweltschutz, kulturelles sowie 
soziales Engagement umfassen, wur-
den im Detail geprüft. Daneben wur-
den die Ergebnisse stets ins Verhält-
nis zu Vergleichsdaten der Branche 
sowie der Gesamtwirtschaft gesetzt.    

Neben dem Abgleich der einzelnen 
Zielvorgaben mit den nachprüfbaren 
Fakten wurden Gespräche mit Mitar-
beitern der Berliner Wasserbetriebe 
sowie Interviews mit unterschiedli-
chen Stakeholdern durchgeführt. Ver-
treter der Senatsverwaltung, der Per-
sonalvertretung und einem ehemali-
gen Vorstand der Berliner Wasserbe-
triebe, Mitarbeitern des Branchenver-
bandes BDEW, der Verbraucherzen-
trale, der IHK, einer Wohnungsbau-
gesellschaft sowie einem Mitglied des 
Wassertisches Berlin stellten sich be-
reitwillig und auskunftsfreudig für In-
terviews zur Verfügung. Diese Inter-
views dienten dazu, offene Fragen zu 
beantworten sowie Thesen zu bestä-
tigen oder zu widerlegen. Daneben 
konnte mittels dieser Interviews si-
chergestellt werden, dass zum einen 
die Beurteilung der Berliner Wasser-
betriebe tatsächlich umfänglich erfolgt 
und zum zweiten in den Gesprächen 
mit Mitarbeitern der Berliner Wasser-

betriebe nicht wichtige Tatbestände 
unberücksichtigt blieben.  

Neben der Analyse, ob explizit ver-
einbarte Zielvorgaben erfüllt wurden, 
und wie verschiedene Stakeholder 
die Berliner Wasserbetriebe wahr-
nehmen, wurden in der deutschen 
Wasserwirtschaft renommierte Sach-
verständige um eine Stellungnahme 
zum Innovationspotential der Berliner 
Wasserbetriebe gebeten. Bei diesen 
Sachverständigen handelte es sich 
um Dr.-Ing. Wolf Merkel (Technischer 
Geschäftsführer, IWW Rheinisch-
Westfälisches Institut für Wasser), 
Univ.-Prof. Dr.-Ing. Johannes Pinne-
kamp, (Institut für Siedlungswasser-
wirtschaft der RWTH Aachen (ISA)) 
sowie Torsten Schwarz (Proku-
rist/Executive Manager, Fichtner Ma-
nagement Beratung AG). 

Ergebnisse der Analyse 
Mit Ausnahme eines vernachlässig-
baren Zieles, in dem es um das An-
dienen zweier Unternehmensbeteili-
gungen an die Berlinwasser Internati-
onal ging, ist jedes im Anhang zum 
Konsortialvertrag genannte Ziel min-
destens erfüllt worden. In vielen Fäl-
len wurden Ziele übererfüllt. So waren 
etwa die vorgegebenen eigenfinan-
zierten Investitionen nicht erst 2009, 
sondern bereits 2008 getätigt. Im 
Vergleich zum durchschnittlichen 
deutschen Wasserver- und Abwas-
serentsorger zeigt Tabelle 1, dass die 
Berliner Wasserbetriebe bezogen auf 
den geförderten m³ Wasser jeweils 
knapp 20 % mehr investierten. 
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Tabelle 1: Vergleich der Investitionen der Berliner Wasserbetriebe mit dem deutschen Branchendurchschnitt 

  Deutscher Branchendurchschnitt Berliner Wasserbetriebe 

 Jahr/Zeitraum Investitionen 
(Mio. €) 

Geförderte 
Wassermenge 

(Mio. m³) 

Investitionen/m³ Investitionen 
(Mio. €) 

Geförderte 
Wassermenge 

(Mio. m³) 

Investitionen/m³

Wasserversorgung 1999-2005 16.746 43.630 0,38 663 1.466 0,45 

Abwasserentsorgung 1999-2005 38.700 43.630 0,89 1.542 1.466 1,05 

Quelle: Verschiedene Jahrgänge der Berliner Wasserbetriebe Geschäftsberichte; BDEW-Daten. 

Den relativ gesehen höheren Aufwen-
dungen steht auch eine relativ höhere 
Leistung gegenüber. Gemäß den aus 
dem deutschen Branchenbild ent-
nommenen Qualitätsmerkmalen „Ver- 
und Entsorgungssicherheit“, „Ver- 
und Entsorgungsqualität“ sowie 
„Nachhaltigkeit“ übersteigt die Leis-
tung der Berliner Wasserbetriebe die 
des bundesdeutschen Durchschnitts. 
Die Entwicklung der Rohrbruchquote, 
der Wasserverluste oder auch der 
Klärleistung zeigen, dass das Unter-
nehmen nicht nur – wie gemäß der im 
Vorfeld beschlossenen Zielvereinba-
rungen - das Qualitätsniveau vor dem 
Einstieg privater Partner gehalten hat, 
sondern es über die Zeit signifikant 
verbesserte. Vor allem – und dies er-
gibt sich ganz wesentlich aus den be-
gleitenden Gutachten der hinzugezo-
genen Sachverständigen – sind die 
Berliner Wasserbetriebe insbesonde-
re auch durch die Zusammenarbeit 
mit dem Kompetenzzentrum Wasser 
Berlin ein Vorreiter in der Einführung 
neuer Technologien ohne dabei aber 
Kosten-Nutzen-Analysen aus dem 
Auge zu verlieren. 

Im Bereich des Kundenservices sind 
heute 71,2% der Kunden mit den 
Leistungen der Berliner Wasserbe-
triebe zufrieden bzw. sehr zufrieden.  
2001 lag dieser Wert lediglich bei 
61%. Nicht genug herausgehoben 
werden kann hier die Informationsbe-
reitstellung als ein Teil des Kunden-
services. Die Tiefe bereitgestellter 
Unternehmensdaten in den Ge-
schäftsberichten sowie die Grundla-
gen der Tarifkalkulation sind deutsch-
landweit einmalig. Lediglich die Ham-
burger Wasserwerke halten hier hin-
sichtlich ihrer differenzierten Seg-
mentberichterstattung bedingt mit. Al-
lerdings hat diese Transparenz auch 
eine Kehrseite: Die Berliner Wasser-
betriebe machen sich zu einem be-
liebten Angriffspunkt, auf das sich lo-
kale und nationale Medien gerne 
stürzen. 

Eine weitere wichtige Vorgabe aus 
den Zielvereinbarungen betrifft den 
sog. „Vertrag des Vertrauens“, der im 
Kern den Verzicht auf betriebsbeding-
te Kündigungen erklärt. Vorzeitig 
wurde dieser bis 2020 verlängert. 

Trotz dieses Vertrages konnten die 
Personalkosten der Berliner Wasser-
betriebe zwischen 1999 und 2008 
nominal um 10 % gesenkt werden. In-
teressant ist eine andere Folge dieser 
Vorgabe: Das Durchschnittsalter der 
Belegschaft stieg zwischen 1999 und 
2008 von knapp 42 auf knapp 48 Jah-
re. Dies sowie das verstärkt vorge-
nommene Insourcing externer Leis-
tungen setzte voraus, dass die Mitar-
beiter kontinuierlich weitergebildet 
werden mussten.  

Der Konsortialvertrag beinhaltete a-
ber nicht nur Ziele, die die Berliner 
Wasserbetriebe unmittelbar betrafen. 
So sollte etwa die Berliner Wirtschaft 
dadurch unterstützt werden, dass 
2.160 zusätzliche Arbeitsplätze zu 
schaffen waren. Im Ergebnis waren 
es, von der Senatsverwaltung bestä-
tigte 2.870. Ebenfalls umgesetzt wur-
den die vielfältigen Projekte im Kul-
tur-, Wissenschafts- und Natur-
schutzbereich sowie das versproche-
ne soziale Engagement. 

Der besondere Streitpunkt: 
Preisentwicklungen und 
Ausschüttungen 
Für eine vergleichende Darstellung 
des Preisniveaus der Berliner Was-
serbetriebe greift die Studie – trotz al-
ler Schwächen – auf in der Öffentlich-
keit kursierenden Preis- und Gebüh-

renvergleiche zurück. Für die jeweils 
unterstellten Referenzkunden zeigt 
die folgende Tabelle, dass die Berli-
ner Bürger für Wasserdienstleistun-
gen weniger als der Durchschnitt in 
Deutschland zahlen, die Ausgaben 
für Abwasserdienstleistungen aber für 
den hier unterstellten Referenzkun-
den um knapp 40% über denen des 
bundesdeutschen Durchschnitts lie-
gen. 

Nun ist nicht bekannt, wie exakt die 
Haushaltsbelastungen dieser 100 
Vergleichsunternehmen im Jahr 1999 
aussahen. Wird hier die allgemeine 
Preisentwicklung in der deutschen 
Wasserver- und Abwasserentsorgung 
unterstellt, so stiegen die Wasser-
preise in Berlin (Bund) zwischen 1999 
und 2007 um 21,59 % (11,18 %), die 
Schmutzwasserentgelte um 24,21 % 
(+13,2 %). Auch zum Zeitpunkt des 
Einstiegs der privaten Partner lagen 
folglich bspw. die Abwasserentgelte 
signifikant über denen der bundes-
deutschen Vergleichsunternehmen. 
Über einen einfachen Dreisatz lässt 
sich ausrechnen, dass alleine der re-
lativ stärkere Nachfragerückgang in 
Berlin (8,07 %) im Verhältnis zum 
Bund (4,98 %) sowie die Verzinsung 
des eingebrachten Kapitals – im 
Schnitt rund 6,45 % p.a. vor Steuern; 
nach 2003 gleichwohl stark anstei-

Tabelle 2: Ausgaben für Wasser- und Abwasserdienstleistungen in Berlin und im 
bundesdeutschen Durchschnitt 

Art Haushalt Trinkwasser 
(1-Personen-

Haushalt); Nach-
frage: 

45,6 m³  
p. a.; kleinster 

Zähler  

Trinkwasser 
(2-Personen-

Haushalt); Nach-
frage: 90,25 m³ 
p. a.; kleinster 

Zähler  

Trinkwasser  
(3-Personen-

Haushalt); Nach-
frage: 136,88 m³  
p. a.; kleinster 

Zähler 

Abwasser 
(4-Personen-

Haushalt); 184 
m³ Frischwas-

sermaßstab; 100 
m² versiegelt; 

Anteilige Kanal-
baubeiträge 

Berlin [€ p. a.] 107 208 311 673 

Bundesdeutscher 
Schnitt  
[€ p. a.] 

164 245 327 483 

Abweichung  
in % -34,7 % -15,1 % -4,9 % +39,3 % 

Quelle: Trinkwasser  http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,531501,00.html; Daten basieren auf 
Verivox-Erhebungen (http://www.verivox.de); Stand: 22.1.2008; Abwasser  IW-Abwasser-
monitor. 
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gend – die relativ stärkere Preisstei-
gerung in Berlin gegenüber dem 
Bundesschnitt erklären. 

Dass die eingangs angesprochene 
relativ höhere Investitionstätigkeit in 
Berlin sowie die Ausschüttungen an 
das Land Berlin nicht zu noch sehr 
viel stärkeren Preis- und Gebühren-
steigerungen geführt haben, ist ein 
Beleg für relativ zum Branchendurch-
schnitt effizienteres Wirtschaften.  

Interessant ist abschließend eine ver-
gleichende Darstellung der jährlichen 
Zuflüsse an das Land Berlin sowie an 
die privaten Eigner (s. Abbildung 1). 
So zeigt sich, dass das Land Berlin 
insgesamt von der positiven Entwick-
lung der Berliner Wasserbetriebe 
nachhaltig profitiert hat. In der Ge-
samtbilanz erhält das Land Berlin 
heute für 50,1% der Anteile mehr als 
es vor der Teilprivatisierung für 100 % 
der Anteile einnahm. Hervorzuheben 
ist auch, dass die Ausschüttungen an 
das Land Berlin eher konservativ be-
rechnet sind. Neben den 563 Mio. € 
Bilanzgewinn wurden zusätzlich die 
Einnahmen aus dem Wasserentnah-
meentgelt, der Straßennutzungsge-
bühr, der Gewerbesteuer sowie der 
Abwasserabgabe – auch wenn diese 
zum Teil mit Investitionen der Berliner 
Wasserbetriebe querverrechnet wer-
den konnten - hinzugezählt. In der 
Summe kommen wir so auf jene 1,44 
Mrd. €. Nicht berücksichtigt wurden 
hingegen die Zinsersparnisse des 
Landes Berlin, die Folge des seiner-
zeitigen Zuflusses der knapp 1,7 Mrd. 

€ im Jahr 1999 sind. Würden folglich 
diese jährlich rund 80 Mio. Euro e-
benfalls in Rechnung gebracht, belie-
fen sich die Zuflüsse auf 2,2 Mrd. €. 
Alleine 2008 hätte das Land Berlin 
nicht 208 sondern 288 Mio. € verein-
nahmt. Bei Umsätzen von 1,3 Mrd. € 
der Berliner Wasserbetriebe wären 
dies rund 22 %. 

Fazit 
Die Studie kommt zu dem Schluss,  
dass die öffentlich-private Partner-
schaft in den vergangenen zehn Jah-
ren in zentralen Punkten eine Er-
folgsgeschichte war. In ganz beson-

derer Weise profitierte das Land Ber-
lin. Interessant ist vor diesem Hinter-
grund die aktuelle Diskussion: Son-
derposten sollen aufgelöst werden mit 
der Folge, dass der sog. Teilgewinn 
sich vermindert. Während damit die 
Einnahmen der Privaten c.p. sinken 
werden, plant das Land Berlin den ei-
genen Einnahmeausfall im gleichen 
Atemzug durch die Einführung einer 
Konzessionsabgabe von 30 Mio. € als 
Ersatz für die derzeitige Straßennut-
zungsgebühr (Einnahme: 15 Mio. €) 
zu überkompensieren. 

Dr. Mark Oelmann 

Staatliche Unterstützung von Breitbandausbauvor-
haben im Lichte der neuen Leitlinien der EU1 

Die1neuen europäischen Regeln für 
die Kontrolle staatlicher Beihilfen le-
gen den Fokus sowohl auf Maßnah-
men zur Errichtung traditioneller Breit-
bandnetze (Abschnitt 2 der Guideli-
nes) als auch auf Maßnahmen, die 
auf die Verlegung von „Next Genera-
tion Access (NGA)“2 Netzen abstellen 
(Abschnitt 3 der Guidelines). 

Beihilferegeln mit Blick auf 
traditionelle Breitbandnetze 
Staatliche Förderung kann “sinnvoll” 
sein, sie kann aber auch Wettbewerb 
verzerren: Deshalb ist das primäre 
Ziel der Beihilfekontrolle im Bereich 
Breitband sicher zu stellen, dass 
staatliche Maßnahmen zu einer höhe-
ren Breitbandabdeckung und -penet-
ration führen bzw. dies schneller er-
reichen als wenn sie nicht durchge-
führt würden. Darüber hinaus sollte 
sicher gestellt sein, dass die positiven 

Effekte die negativen Effekte mit Blick 
auf Wettbewerbsverzerrungen über-
wiegen.  

Kein Vorliegen einer Beihilfe: Staat 
als marktwirtschaftlich handelnder 
Kapitalgeber (market economy inves-
tor principle) 
Die Leitlinien spezifizieren in § 17, 
dass bei der Unterstützung des Roll-
out von Breitbandinfrastruktur durch 
den Staat der Fall gegeben sein 
kann, dass keine Beihilfe vorliegt: 
Dies gilt, wenn sich der Staat im We-
ge einer direkten Kapitalbeteiligung 
an einem Unternehmen, welches die 
Verlegung durchführt, beteiligt oder 
diesem eine indirekte Kapitalzufuhr 
zukommen lässt und dies zu „normal 
Marktbedingungen“ geschieht.  

Kein Vorliegen einer Beihilfe: Aus-
gleichszahlungen an Dritte für die 

Erbringung eines „Service of General 
Economic Interest“ (SGEI). 
Ausgleichszahlungen im Rahmen ei-
nes „Service of General Economic In-
terest“ stellen dann keine Beihilfe dar, 
wenn folgende vier Kriterien erfüllt 
sind („Altmark Kriterien“), vgl. Ab-
schnitt 2.2.2 der Guidelines: (1) Der 
SGEI Zahlungsempfänger muss for-
mell mit der Aufgabe betraut werden; 
(2) es müssen objektive und transpa-
rente Kriterien zur Berechnung des 
Ausgleichs aufgestellt werden; (3) die 
Ausgleichszahlung darf nur die tat-
sächlichen Kosten unter marktübli-
chen Bedingungen abdecken; (4) bei 
der Berechnung der Ausgleichszah-
lung muss ein Benchmark-Vergleich 
mit durchschnittlich gut geführten Un-
ternehmen erfolgen. Breitband kann 
unter bestimmten Bedingungen im 
Wege von SGEI verlegt werden, näm-
lich dann wenn gezeigt werden kann, 
dass private Investoren in der nahen 

Abbildung 1: Einnahmen des Landes Berlin sowie der Privatinvestoren im Zeitverlauf 
 

 

 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Informationen der Berliner Wasserbetriebe. 
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Zukunft keine angemessene Abde-
ckung mit Breitbandinfrastruktur für 
alle Bürger oder Nutzer bereit stellen, 
so dass ein bedeutender Teil der Be-
völkerung unversorgt bleibt und zu-
sätzlich bestimmte Bedingungen er-
füllt sind (vgl. §§ 26 bis 29 der Leitli-
nien). 

Untersuchung der Markt- und Wett-
bewerbsverhältnisse und Beurteilung 
der Auswirkungen der Beihilfe (Ba-
lancing Test) 
Generell steht beim “Balancing Test” 
im Vordergrund, die positiven Auswir-
kungen einer Unterstützungsmaß-
nahme zur Erreichung eines Ziels von 
„gemeinsamen Interesse“ und die po-
tentiellen negativen Effekte wie Ver-
zerrungen des Handels und des Wett-
bewerbs gegeneinander abzuwägen. 
Die Kommission hat dazu in § 35 der 
Leitlinien eine Reihe von Fragen spe-
zifiziert. Themenfelder die adressiert 
werden sind z.B. ob Marktversagen 
vorliegt, ob es „bessere“ Instrumente 
als die Beihilfe gibt und ob insgesamt 
die Vorteile die Nachteile überwiegen. 
Im Falle Breitband heißt das im Kon-
kreten, dass eine Unterscheidung in 
weiße, schwarze und graue  „Gebie-
te“ vorgenommen wird (vgl. Abschnit-
te 2.3.2.1 bis 2.3.2.3 der Leitlinien).  

"Weiße Gebiete" sind dabei solche, in 
denen Breitband gegenwärtig nicht 
verfügbar ist und in denen auch keine 
entsprechenden Pläne von Privatin-
vestoren für einen Roll-out in der „na-
hen Zukunft“ (spezifiziert als Periode 
von 3 Jahren) bestehen. In "schwar-
zen Gebieten” gibt es keine Notwen-
digkeit einer staatlichen Intervention, 
denn diese Gebiete sind dadurch 
charakterisiert, dass zumindest zwei 
Breitbandnetzbetreiber zugegen sind 
und Breitbanddienste unter wettbe-
werblichen Bedingungen bereitge-
stellt werden (facilities-based compe-
tition). In "grauen Gebieten” besteht 
die Notwendigkeit einer genaueren 
Prüfung. Hier kann unter bestimmten 
Bedingungen eine Beihilfe in Gebie-
ten erlaubt sein in denen die Bereit-
stellung von Breitband de facto noch 
ein Monopol ist.  

Generelle Checkliste 
Die Kommission hat eine Liste von 
Bedingungen spezifiziert, die in jedem 
Fall für die Gewährung einer Beihilfe 
im Bereich Breitband erfüllt sein müs-
sen (vgl. § 51): Detaillierte Bestands-
aufnahme der Marktverhältnisse, 
Marktbefragung (Bedarf); Offenes 
Ausschreibungsverfahren; Auswahl 
des wirtschaftlichsten Angebotes; 

Technologieneutralität; Nutzung be-
stehender Infrastrukturen; Verpflich-
tung zur Gewährung von Netzzugang 
für Dritte zu Benchmarking Preisen; 
Rückforderungsmechanismus um 
Überkompensation zu vermeiden. 

Beihilferegeln für NGA Netze 
Generell sollen Mitgliedsstaaten un-
terschiedliche Möglichkeiten für 
Marktinterventionen nutzen könne, 
um die Verlegung von NGA Netzen 
zu fördern. Grundsätzlich wird die 
Kommission auch bei der Prüfung 
von Beihilfen im Zusammenhang mit 
NGA Netzen die o.g. Prinzipien und 
Instrumente anwenden, d.h. das 
„market economy investor principle“, 
die „SGEI Ausgleichszahlungen und 
Altmark Kriterien“, den Balancing Test 
sowie die generelle Checkliste.  

Des Weiteren geht die Kommission 
auch im Falle von NGA Netzen von 
einer Unterscheidung in weiße, graue 
und schwarze Gebiete aus. „Weiße 
NGA Gebiete“ sind demnach Gebiete 
in denen solche Netze überhaupt 
noch nicht existieren und in denen sie 
absehbar auch “in naher Zukunft” 
(spezifiziert als 3 Jahres-Periode) 
nicht verlegt und betriebsbereit sind. 
Ein “graues NGA Gebiet” liegt dann 
vor, wenn es nur ein einziges NGA 
Netz gibt bzw. dies in den nächsten 3 
Jahren verlegt wird und es keine wei-
teren Pläne von irgendeinem Betrei-
ber gibt, in den nächsten 3 Jahren ein 
NGA Netz zu errichten. Wenn in ei-
nem gegebenen Gebiet mehr als ein 
NGA Netz bereits existiert bzw. ab-
sehbar in den nächsten 3 Jahren ver-
legt wird, so wird dieses Gebiet als 
„NGA schwarz“ klassifiziert.  

Die Kommission konkretisiert in ihren 
Leitlinien ihre Prüfungskriterien wie 
folgt. Eine Beihilfe zur Verlegung ei-
nes NGA Netzes ist in einem weißen 
NGA Gebiet erlaubt, wenn in diesem 
Gebiet bisher keine Breitbandinfra-
struktur existiert oder bestehende 
Breitbandnetzbetreiber es in diesem 
Gebiet als unprofitabel ansehen, ein 
NGA Netz auszubauen. Darüber hin-
aus kann auch in Gebieten in denen 
ein traditionelles Breitbandnetz be-
reits existiert (d.h. in einem “traditio-
nal grey area”), die Gewährung von 
Beihilfen mit EU-Recht vereinbar 
sein. Dazu muss das Mitgliedsland 
zeigen, dass (i) die Breitbanddienste 
die über das traditionelle Breitband-
netz bereitgestellt werden (auch bei 
Einbeziehung möglicher zukünftiger 
Upgrades) nicht ausreichend sind, um 

den Bedarf von Bürgern und Ge-
schäftskunden zu decken, und dass 
es (ii) keine weniger verzerrenden In-
strument gibt (eingeschlossen ex ante 
Regulierung) um das konkrete Ziel zu 
erreichen. Für graue NGA Gebiete 
spezifizieren die Leitlinien in § 75 ver-
feinerte Prüfkriterien. Hierzu gehören 
nachfrageseitige Themenfelder (z.B. 
Nachfrage nach neuen Diensten, die 
nicht durch das existierende NGA 
Netz abgedeckt wird), Marktbedin-
gungen (z.B. Vorliegen von Marktzu-
trittsschranken) und anbieterseitige 
Faktoren (z.B. Fehlen effektiver Netz-
zugangsmöglichkeiten für Dritte). In 
schwarzen NGA Gebieten (§76) geht 
die Kommission grundsätzlich davon 
aus, dass ein zusätzliches staatlich 
finanziertes NGA Netz nicht mit Bei-
hilferegeln vereinbar ist. Dies gilt im 
Prinzip auch für Gebiete, in denen 
traditionelle Breitbandnetze vorhan-
den sind, so dass diese als schwarz 
klassifiziert werden müssen (§77). 
Hier geht die Kommission grundsätz-
lich davon aus, dass genügend An-
reize für die existierenden Netzbetrei-
ber bestehen, NGA Netze auszubau-
en. Wenn aber ein Mitgliedsland zei-
gen kann, dass keiner der existieren-
den Netzbetreiber in den nächsten 3 
Jahren Pläne zum NGA Ausbau hat, 
mag auch in solchen Fällen die Ge-
währung einer Beihilfe EU konform 
sein. Dazu werden in Abschnitt 3.4.5 
der Leitlinien weitere Kriterien be-
nannt. 

Dieter Elixmann 

                                                           
1 “Community Guidelines for the application 

of State aid rules in relation to rapid de-
ployment of broadband networks” vom Sep-
tember 2009; vgl. http://europa.eu/rapid/ 
pressReleasesAction.do?reference= 
IP/09/1332&format=HTML&aged=0&langua
ge=EN&guiLanguage=en). 

2 Die Leitlinien enthalten keine umfassende 
Definition und Abgrenzung eines NGA son-
dern eher eine näherungsweise Beschrei-
bung: “NGA networks are wired access 
networks which consist wholly or in part of 
optical elements and which are capable of 
delivering broadband access services with 
enhanced characteristics (such as higher 
throughput) as compared to those provided 
over existing copper networks.” Vgl. ebd. § 
53. Weiter wird ausgeführt: “In essence, 
NGA networks will have the speed and ca-
pacity to deliver in the future high definition 
content, support on-demand bandwidth 
hungry applications as well as bring to busi-
ness affordable symmetrical broadband 
connections generally available today only 
to large businesses. Overall, NGA networks 
have the potential to facilitate the improve-
ment of all aspects of broadband technology 
and broadband services.” Vgl. ebd. § 54. 
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Australia Revisited: Separation of the Incumbent? 
As we noted in a previous article in 
this newsletter,1 Australia is in the 
midst of great changes in regard to 
the regulation of electronic communi-
cations. Two major themes are inter-
acting in complicated ways: 

• The Australian Government is 
seeking to correct for excessive 
concentration of the market, 
where the incumbent Telstra 
holds large shares not only of 
fixed communications, but also of 
mobile, cable television, and even 
(through its 50% interest in Foxtel) 
in specific program content; and 

• The Australian Government is 
seeking at the same time to 
launch the build-out of high-speed 
fibre-based access to 90% of Aus-
tralian households, with moder-
ately high speed wireless and sa-
tellite broadband services to the 
rest. 

Taken as a whole, Australia’s “light 
touch” regulation of the communica-
tions industry has struggled in recent 
years. The rather limited powers avai-
lable to the Australian Competition 
and Consumer Commission (ACCC) 
have not proven themselves to be up 
to the job.2 

In September, the Australian Gov-
ernment announced a series of pro-
posed legal changes to try to rectify 
the situation. An important set of ini-
tiatives would provide the ACCC with 
abilities more comparable to those of 
National Regulatory Authorities in o-
ther developed countries, notably in-
cluding Europe. The other requires 
separation of Telstra, the Australian 
incumbent provider of electronic com-
munications (including fixed, mobile, 
and cable television). Our focus in 
this article is on the separation as-
pects of the proposed legislation. 

Key separation provisions of 
the Competition and Con-
sumer Safeguards Bill 
The proposed legislation addresses 
two distinct aspects of Telstra’s con-
centration. The first is vertical concen-
tration, where Telstra has market 
power in the fixed network. Telstra is 
a provider of retail services at the 
same time that it is the only viable 
provider of wholesale last mile access 
(and backhaul as well in many ca-
ses), thus creating an incentive to 
discriminate in favour of its own ser-
vices. The second is horizontal con-
centration, where Telstra has large 
and arguably dominant shares not on-

ly in Australia’s fixed and mobile net-
works, but also in cable television and 
even (through Foxtel) in video con-
tent.  

The core elements of those portions 
of the proposed legislation that seek 
to address vertical concentration re-
quire one of two possible outcomes. 
Either: 

Telstra voluntarily provides the ACCC 
with acceptable undertakings to the 
effect that it will separate in such a 
way that: 

• “Telstra will not supply fixed-line 
carriage services to retail custom-
ers using a telecommunications 
network over which Telstra is in a 
position to exercise control; and 

• Telstra will not be in a position to 
exercise control of a company that 
supplies fixed-line carriage ser-
vices to retail customers using a 
telecommunications network over 
which Telstra is in a position to 
exercise control.”3 

The Government’s stated preference 
is that Telstra provide these voluntary 
undertakings. If Telstra declines to do 
so, a stringent functional separation 
analogous to that agreed between 
Ofcom and BT would be imposed on 
Telstra. Specifically, the proposed 
legislation would require that Telstra 
“… conduct its network operations 
and wholesale functions at arm’s 
length from the rest of Telstra; pro-
vide the same information and access 
to regulated services on equivalent 
price and non-price terms to its retail 
business and non-Telstra wholesale 
customers; and put in place and 
maintain strong internal governance 
structures that provide transparency 
for the regulator and access seekers 
that equivalence arrangements are 
effective.”4 

The legislation also addresses the ho-
rizontal concentration. Once again, 
the legislation offers Telstra a choice. 
The proposed legislation would “… 
prevent Telstra from acquiring speci-
fied bands of spectrum, which could 
be used for advanced wireless 
broadband services unless it structur-
ally separates, divests its hybrid fibre 
coaxial cable network and its interests 
in Foxtel.”5 

Observations 
There are a number of countries whe-
re functional and/or structural separa-
tion has been employed or attempted. 
The best known example is the Of-
com/BT arrangement in the UK, 

which was entered into voluntarily, 
but under threat of prosecution under 
competition law. New Zealand pro-
vides a somewhat similar example.6 
The United States has in the recent 
past implemented several different 
forms of structural and functional se-
paration, including that of the so-
called Computer Inquiries.7 

The just-enacted European legislative 
package associated with the Review 
of the regulatory framework empow-
ers European national regulatory au-
thorities (NRAs) to impose functional 
separation as an access remedy, but 
only in extreme cases and only after 
intensive justification that less intru-
sive remedies would not suffice. This 
strikes the right balance. Vertical 
forms of separation are highly intru-
sive, and should be imposed only 
where the need is great. 

In the case of Australia, we have ar-
gued8 that a stringent separation is 
justified based on the number of dif-
ferent bottlenecks controlled by Tel-
stra, coupled with a regulatory system 
that has proven to be fairly ineffective 
and difficult to reform. 

The effective imposition of horizontal 
separation is also generally in line 
with international best practice. 
Common ownership of telecommuni-
cations and cable television usually 
results in ineffective competition be-
tween network operators who, under 
other circumstances, would be direct 
competitors. There are European ex-
amples where a fixed incumbent di-
vested its holdings in cable television 
networks – notably here in Germany, 
where Deutsche Telekom was obli-
ged to divest its cable holdings. 

What is somewhat unique in the Aus-
tralian draft legislation is the “do it or 
else” aspect of the legislation. Film 
buffs may remember how “the Godfa-
ther” might make a rival “an offer that 
he could not refuse”. At the same 
time, while the details are new and 
even novel, the use of pressure to ar-
rive at a negotiated agreement is not. 
The BT/Ofcom undertakings in the 
UK were voluntary, but they were at 
the same time very much the result of 
threatened action under competition 
law. 

Finally, we note that the Australian 
Government is anxious to roll out a 
National Broadband Network (NBN) 
that would provide fiber-based Next 
Generation Access (NGA) access to 
90% of Australians. Many experts 
think that this will be a challenging 
undertaking without Telstra’s active 
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cooperation. At this point, it is difficult 
to know how the Australian Govern-
ment would respond if Telstra were to 
make an offer that helped them to a-
chieve the NBN, but did not fully a-
chieve their goals as regards separa-
tion. Are they serious about separa-
tion, or is it merely a bargaining chip? 

What remains clear is that, however 
achieved, substantial procompetitive 
regulatory reform is needed in Austra-
lia. 

Next steps 
The Government had hoped to pass 
the Competition and Consumer Safe-
guards Bill in 2009. As things stand, 
the legislation is likely to be delayed 
into 2010.9 

We anticipate that it will be fascinat-
ing to see how developments play out 

in Australia over the months and 
years to come. 

J. Scott Marcus10 

                                                           
1 J. Scott Marcus, “Australia: Fibre Build-Out, 

Regulatory Reform”, WIK Newsletter 75, 
June 2009, available at:   
http://www.wik.org/content/newsletter/nr75.pdf. 

2 “…the overwhelming message from almost 
every submitter [of responses to the Gov-
ernment’s previous consultation] was that 
the current regime does not work effectively 
to achieve its goals, and that it is failing 
businesses and consumers.” Australian 
Government Discussion Paper on regulation 
(2008), Minister’s foreword, page iii. 

3 Report of a committee of the Australian 
Senate that is investigating the bill and re-
lated matters. See: http://www.aph.gov.au/ 
Senate/Committee/eca_ctte/tlaccs/report/ 
c02.pdf.  

4 Telecommunications Legislation Amend-
ment (Competition And Consumer Safe-
guards) Bill 2009: Explanatory Memoran-
dum, available at: http://www.dbcde.gov.au/ 
__data/assets/pdf_file/0012/120027/Competitio

 
n_and_Consumer_Safeguards_Bill_-
_Explanatory_Memorandum.pdf.  

5 Ibid. 
6 See Reto Bleisch and J. Scott Marcus, "In-

ternational Experience with Vertical Separa-
tion in Telecommunications – The Case of 
New Zealand", ITS, 2009. 

7 See J. Scott Marcus, Dieter Elixmann and 
Christian Wernick, "Next Generation Net-
works (NGNs)", a report for the ITRE Com-
mittee of the European Parliament, avail-
able at: http://www.europarl.europa.eu/ activi-
ties/committees/studies/download.do?language 
=en&file=27911. 

8 "Separation of Telstra: Economic considera-
tions, international experience", op. cit. 

9 Communications Daily, 27 November 2009, 
“Minchin quits as telco bill deferred until 
2010”. 

10 Note that WIK-Consult has undertaken work 
in support of commercial parties in Austra-
lia. See J. Scott Marcus and Christian Wer-
nick, "Separation of Telstra: Economic con-
siderations, international experience", WIK, 
2 June 2009, a study for the Australian 
Competitive Carriers' Coalition, available at: 
http://www.dbcde.gov.au/data/assets/pdf_file/0
017/115424/Competitive_Carriers_Coalition_C
CC_-WIK_Separation_Report.pdf. 

Konferenzen 

Neue technische Lösungen bei  
elektronischer Signatur 

Förderschwerpunkt SimoBIT führt Experten-Workshop zu  
Authentifizierungslösungen durch 

Der Einsatz einer elektronischen Sig-
natur ermöglicht es, digitale Doku-
mente rechtsverbindlich zu unter-
schreiben. Sie können dann nicht 
mehr unbemerkt verändert werden. 
Auf diese Weise werden für die An-
wender Integrität und Authentizität si-
chergestellt. 

Experten aus Politik, Forschung und 
Industrie diskutierten am 2. Oktober 
am Elektro Technologie Zentrum (etz) 
in Stuttgart auf Einladung von Simo-
BIT die Möglichkeiten und Potenziale 
der elektronischen Signatur für mobile 
Anwendungen in Wirtschaft und öf-
fentlicher Verwaltung. SimoBIT ist ein 
Förderschwerpunkt des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi), mit dem zwölf ausge-
wählte Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte zur Entwicklung siche-
rer Anwendungen der mobilen Infor-
mationstechnik (IT) zur Wertschöp-
fungssteigerung in Mittelstand und 
Verwaltung unterstützt werden. 

Mobile Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) zählen heu-
te zu den wichtigsten Impulsgebern 
für Wirtschaftswachstum und die Ent-
stehung neuer Arbeitsplätze. Insbe-
sondere im Bereich professioneller 
mobiler Anwendungen hat Deutsch-

land exzellente Chancen, sich welt-
weit an die Spitze der Entwicklungen 
zu setzen. Die Möglichkeit zur elekt-
ronischen Unterschrift werde die Ent-
wicklung im Umfeld mobiler Ge-
schäftsprozesse stark vorantreiben, 
erläuterte Dr. Franz Büllingen, Leiter 
der SimoBIT-Begleitforschung in sei-
ner Begrüßung. Sie sei ein wichtiger 
Enabler für zahlreiche mobile Anwen-
dungen im Zusammenspiel zwischen 
Unternehmen und öffentlichen Ver-
waltungen. Viele KMU benötigten 
hierzu aber Unterstützung, etwa in 
Form von Schulungen, wie sie beim 
etz vorbildlich entwickelt würden. 

Vier externe Experten stellten auf 
dem Workshop im Rahmen des Si-
moBIT Arbeitforums Rechts- und Haf-
tungsfragen die aktuellen rechtlichen 
und technischen Entwicklungen auf 
dem Gebiet des elektronischen Un-
terschreibens vor und erläuterten ihr 
Vorgehen bei der organisatorischen 
Implementierung von Signaturanwen-
dungen. Abschließend präsentierten 
zwei SimoBIT-Förderprojekte den 
Stand ihrer Authentifizierungslösun-
gen. 

Elektronischer Personal-
ausweis ab 2010 
Auf großes Interesse stieß der Vor-
trag von Andreas Reisen, zuständiger 
Referatsleiter Pass- und Ausweiswe-
sen im Bundesministerium des In-
nern, der über technische und juristi-
sche Entwicklungen auf dem Gebiet 
des elektronischen Personalauswei-
ses (ePA) berichtete. 

„Ab November 2010 wird der elektro-
nische Personalausweis im Scheck-
kartenformat den bisherigen Perso-
nalausweis ablösen. Erstmals wird 
ein hoheitliches Ausweisdokument 
mit der Möglichkeit des elektroni-
schen Identitätsnachweises kombi-
niert. Damit werden die Bürgerinnen 
und Bürger zukünftig auch in der e-
lektronischen Welt über eine sichere 
Identität verfügen. Nicht zu verwech-
seln ist diese neue Funktion mit der 
qualifizierten elektronischen Signatur. 
Aber auch hier hilft das neue Aus-
weisdokument. Die Ausweisinhaber 
können zusätzlich ein Zertifikat für die 
qualifizierte elektronische Signatur 
auf ihren Personalausweis laden“, so 
Reisen. „Der elektronische Personal-
ausweis wird die Sicherheit und den 
Komfort von E-Business und E-
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Government durch die beiden neuen 
Funktionen für alle deutlich erhöhen.“  

Das Angebot, Identifizierungslösung 
plus qualifizierte elektronische Signa-
tur auf einer Karte zu vereinen, trägt 
der Tatsache Rechnung, dass heute 
bei 80 Prozent der potenziellen Sig-
naturanwendungen eine Identifizie-
rung ausreichend ist. Die Erfordernis, 
ein Äquivalent zur händischen Unter-
schrift zu nutzen, besteht nur bei etwa 
einem Fünftel der Anwendungen.  

Kritische Masse 
Der neue ePA wird voraussichtlich 
rasch diffundieren und damit das 
Problem der „kritischen Masse“, mit 
dem die elektronische Signatur seit 
Verabschiedung des Signaturgeset-
zes (1997) in Deutschland zu kämp-
fen hat, nachhaltig lösen. Für etwa 62 
Mio. Bürger besteht Personalaus-
weispflicht. 8,2 Mio. Personalauswei-
se werden regelmäßig pro Jahr neu 
ausgegeben und darüber hinaus hat 
jeder Interessierte ab November 2010 
die Möglichkeit, einen Personalaus-
weis mit den neuen Funktionen zu 
beantragen. Expertenschätzungen 
beziffern die Diffusion des ePa auf 
90% der internetaffinen Bevölkerung 
nach 4 Jahren, d. h. eine Penetrati-
onsrate von etwa zwei Dritteln der 
personalausweispflichtigen Personen 
(über 16 Jahre) wäre dann rasch er-
reicht. Es ist davon auszugehen, dass 
die geplante Novellierung des Signa-
turgesetzes und der Abbau von 
Formvorschriften die positive Entwick-
lung zusätzlich befördern. 

In einem zentral koordinierten An-
wendungstest sind 30 Unternehmen 
verschiedener Branchen seit Oktober 
2009 aktiv. Dazu gehören z. B. öffent-
liche Verwaltungen, Versicherungen, 
der öffentliche Nahverkehr und Flug-
linien. Die Vorteile des neuen Perso-
nalausweises liegen für Unternehmen 
und Verwaltungen u. a. darin, dass 
sie den Identifikationsnachweis zum 
Beispiel zur Altersverifikation bei On-
line-Angeboten verwenden können. 
Der Diensteanbieter weist sich umge-
kehrt gegenüber dem Kunden mit ei-
nem Berechtigungszertifikat aus. Ab 
dem 1. November 2010 werden zahl-
reiche Anbieter am Start sein und den 
elektronischen Identifikationsnach-
weis zu ihrer eigenen und zur Sicher-
heit des Kunden einbinden. Die Onli-
ne-Anbieter erhalten vom Bundes-
verwaltungsamt einen zeitlich befris-
teten und zweckgebundenen Identifi-
kationsnachweis.  

Das ab November 2010 erhältliche 
Ausweisdokument ist eine wichtige 
Säule der eCard-Strategie des Bun-
des. Ein weiteres bedeutsames Pro-
jekt in diesem Rahmen ist das 

ELENA-Verfahren, das eine verpflich-
tende Anwendung für die qualifizierte 
elektronische Signatur schaffen und 
diese damit in die Breite bringen wird, 
ergänzte Stefanie Fröhling, Referen-
tin im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie in ihrem Re-
debeitrag.  

„Henne-Ei“-Problem 
Uwe Bendisch, Leiter des Fraunhofer 
Competence Center PKI, berichtete 
über die Herausforderungen an die 
Benutzerfreundlichkeit bei der Einfüh-
rung einer Signaturlösung für die rund 
15.000 Mitarbeiter bei Fraunhofer.  

Es handelt sich um eine hardware-
basierte PKI-Lösung mit fortgeschrit-
tener Signatur. Jeder Mitarbeiter er-
hält eine Multifunktionskarte mit Foto 
und Namen, die er für Anwendungen 
wie z. B. Personalangelegenheiten 
(Urlaub, Zeiterfassung u. ä.) sowie für 
Sicherheitsanwendungen verwenden 
kann. Ziele sind u.a. die „Elektronifi-
zierung“ von Geschäftsprozessen, ei-
ne starke Authentifizierung für das 
Mitarbeiter-Portal sowie die Minimie-
rung von IT-Sicherheitsrisiken wie et-
wa Informationsdiebstahl. Als exter-
ner Vertrauensanker dient ein selbst-
signiertes Zertifikat des akkreditierten 
Zertifizierungsdienste-Anbieters T-
Systems/Telesec; dadurch sind Zerti-
fikate auch von Außenstehenden ü-
berprüfbar. 

Das „Henne-Ei“-Problem der Verbrei-
tung elektronischer Signaturkarten 
beim Nutzer kann in einer nach au-
ßen abgegrenzten Anwendungsum-
gebung leicht durch Nutzungsvor-
schriften gelöst werden. Hohe Anfor-
derungen an die Usability und an die 
Kosteneffizienz bleiben jedoch auch 
bestehen, wenn die Anwendung für 
Mitarbeiter verpflichtend ist, so die Er-
fahrungen bei Fraunhofer. Da die ein-
zelnen Institute die jeweiligen Kosten 
selbst tragen müssen, wurde der Nut-
zen einer kritischen Prüfung unter-
worfen. Der Rollout verlief bisher sehr 
erfolgreich, bereits 58 Prozent der 
Mitarbeiter haben in diesem Jahr eine 
Smartcard erhalten.  

Akzeptanz 
Die technische Lösung des Deut-
schen Sparkassenverlages S-Trust 
stellte Jochen Knaab, Leiter Pro-
duktmanagement, vor. Prinzipiell sind 
heute etwa 45 Mio. Bank-Chipkarten 
für die elektronische Signatur ein-
setzbar. Zurzeit mangelt es aber noch 
an Anwendungen.  

Die zögerliche Nutzung der Bank-
Karten für elektronische Signaturen 
zeigt, dass in der Vergangenheit zwar 
die technischen Möglichkeiten beim 
Kunden vorhanden waren, mangels 

konkreter Massenanwendungen für 
alle jedoch der breite Einsatz einer 
digitalen Unterschrift unterblieb.  

Die Ursache sehen Experten nicht zu-
letzt in der mangelnden Akzeptanz 
beim Kunden. Alle Verträge sind seit 
Jahrhunderten händisch ausgefertigt, 
sie liegen schriftlich vor und sind hap-
tisch erfahrbar. Die neuen elektroni-
schen Lösungen greifen in Gewohn-
heiten der Menschen ein und werden 
daher zögerlich angenommen – eine 
Tatsache, die Anbieter abwarten 
lässt, bevor sie in eine elektronische 
Unterschriftslösung investieren. Wie 
zögerlich viele Bankkunden Neuerun-
gen gegenüberstehen, belegt etwa 
die Tatsache, dass nur 20% aller 
Sparkassenkarten am POS – Point of 
Sales in Gebrauch sind.  

Die Existenz von Akzeptanzhürden 
unterstrich auch Frank Schulz, Ver-
triebsleiter bei eviatec systems AG, 
der technische Lösungen beim elekt-
ronischen Rechnungsversand und bei 
der digitalen Signatur vorstellte. Kern-
frage sei für viele Anbieter, wie die 
Kunden auf die elektronische Rech-
nung reagieren würden. Manche An-
bieter hätten Bedenken, Nutzungs-
hürden aufzubauen, die sich letztlich 
in einem Auftragsrückgang nieder-
schlagen könnten. Trotz nachweisba-
rer Kosteneinsparungen auf beiden 
Seiten und funktionierender techni-
scher Lösungen sei daher die Bereit-
schaft, neue Wege zu gehen nicht 
immer vorhanden. 

Lösungen zur elektroni-
schen Unterschrift bei Si-
moBIT vorgestellt 
Die SimoBIT-Förderprojekte zeigen, 
dass insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen sowie Verwaltungen 
vom Einsatz innovativer Technologien 
und neuer IT-Sicherheitskonzepte 
profitieren. Christiane Mayer, Projekt-
leiterin im Projekt Maremba erläuter-
te, wie Handwerksunternehmen durch 
die Umstellung auf eine elektronische 
Auftragsvergabe zunehmend unter 
Handlungsdruck geraten und Unter-
stützung bei der Umsetzung von tech-
nischen Lösungen benötigen. Ziel 
des Projekts ist die Entwicklung eines 
prozessübergreifenden Ressourcen-
managementsystems für die gemein-
same Bauauftragsabwicklung von 
Handwerkernetzwerken, das auch 
mobil nutzbar ist. Im Pilotbetrieb wird 
die fortgeschrittene elektronische 
Signatur im Modul Vergabe und die 
einfache elektronische Unterschrift in 
den Modulen Durchführung und Ser-
vice erfolgreich eingesetzt.  

Der Konsortialführer des Projektes Vi-
taBIT, Wolfgang Neifer, Business De-
velopment WIBU-Systems, demonst-
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rierte auf anschauliche Weise die An-
forderungen an die Sicherheit der 
mobilen Anwendungen und die damit 
verbundenen Herausforderungen für 
das Unterschreiben in einer digitalen 
Umgebung bei ambulanten Pflege-
diensten. VitaBIT entwickelt eine of-
fene Plattform für sichere Anwendun-
gen mobiler Informationsdienste in 
der Pflegelogistik. Ein Vorteil von Vi-
taBIT ist, dass die Krankenpfleger vor 
Ort sämtliche Daten des Betreuten 
während des Pflegeablaufs eingeben 
und in einem zentralen Rechenzent-

rum ablegen, auf das nur autorisierte 
Personen Zugriff haben. Mittels eines 
Dokustifts erfasste Pflege-Daten wer-
den nach dem Upload in einer zentra-
len Datenbank elektronisch signiert 
und erhalten einen Zeitstempel.  

Bei der Entwicklung von Lösungen für 
das digitale Unterschreiben über-
nehmen die SimoBIT-Projektverbün-
de eine wichtige Vorreiterfunktion. 
Diese Anforderung stellt sich schon 
bald für alle Unternehmen. Ab 2010 
sollen EU-weit alle öffentlichen Auf-

träge nur noch elektronisch ausge-
schrieben werden. Das im Rahmen 
des SimoBIT-Workshops erarbeitete 
Know-how wird auch der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht. Unter 
www.simobit.de werden Vorträge und 
Präsentationen bereitgestellt und ak-
tuelle Termine des Arbeitsforums 
Rechts- und Haftungsfragen be-
kanntgemacht.   

Annette Hillebrand, SimoBIT-Begleitforschung, 
AF Rechts- und Haftungsfragen 

BMWi-Förderschwerpunkt SimoBIT punktet beim 
Jahreskongress mit starker Praxisorientierung 

Fachvorträge aus dem Bereich Mobi-
lity und IT-Security standen im Mittel-
punkt des SimoBIT-Kongresses 2009 
zum Thema "Mobile Arbeit braucht 
sichere IKT". Mehr als 150 Teilneh-
mer informierten sich auf der von 
WIK-Consult im Rahmen der Simo-
BIT-Begleitforschung organisierten 
Veranstaltung über die Ergebnisse 
des zur High-Tech-Strategie der Bun-
desregierung gehörenden Förder-
schwerpunkts SimoBIT. 

Sichere IKT für mobile Arbeit 
Die Fördermaßnahme „Sichere An-
wendungen der mobilen Informations-
technik zur Wertschöpfungssteige-
rung in Mittelstand und Verwaltung“ 
(SimoBIT) ist Teil des Regierungs-
programms "Informationsgesellschaft 
Deutschland 2010" (iD2010). Im Mit-
telpunkt steht die dynamische Entfal-
tung des Potenzials mobiler Multime-
dia-Dienste für Produktivitätssteige-
rungen sowie Kosteneinsparungen 
für mittelständische Unternehmen 
und Verwaltungsorganisationen. Ei-
nen sehr hohen Stellenwert hat dabei 
die Umsetzung von Konzepten zur 
Gewährleistung von IT-Sicherheit.  

Als Leiter der SimoBIT-Begleitfor-
schung hob Dr. Franz Büllingen von 
WIK-Consult in seiner Begrüßungsre-
de der Gäste des zweiten SimoBIT-
Jahreskongresses am 2. November 
2009 im Intercontinental Hotel, Köln 
hervor, dass die Verfügbarkeit mobi-
ler Dienste und Anwendungen sowie 
das Wahren von Vertraulichkeit und 
Integrität ohne entsprechende Vor-
kehrungen durch IT-Sicherheit 
schlichtweg undenkbar sind. Erst der 
Einsatz von IT-Sicherheit schaffe das 
erforderliche Vertrauen, dass Infor-
mationen unverfälscht übertragen 
werden, dass sie für Dritte unbeob-
achtbar sind und dass Kommunikati-

onspartner sicher voneinander wis-
sen, dass sie tatsächlich auch dieje-
nigen sind, die sie zu sein vorgeben. 

Wachstumsmarkt mobiles 
Internet 
Mit dem Ende 2006 gestarteten För-
derschwerpunkt ist das BMWi schon 
frühzeitig aktiv geworden. Im Eröff-
nungsvortrag des BMWi betonte Dr. 
Andreas Goerdeler, Referatsleiter 
Entwicklung konvergenter IKT: „Es 
geht darum, durch einen mobilen Ar-
beitsplatz überall vor Ort präsent sein 
zu können und dabei jederzeit auf 
IKT zuzugreifen. Voraussetzung ist, 
dass IKT sicher angewandt werden 
kann“. 

SimoBIT soll helfen, die Zurückhal-
tung auf diesem für die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen und 
Standorte unseres Landes wichtigen 
Gebiet zu überwinden und breiten-
wirksamen Nachahmungseffekte und 
Folgeinvestitionen auszulösen. „Ich 
bin überzeugt, dass wir mit den Si-

moBIT-Fördervorhaben einen wichti-
gen Beitrag zur beschleunigten und 
breitenwirksamen Nutzung der Po-
tenziale mobiler IKT in Wirtschaft und 
öffentlichen Verwaltungen leisten und 
dies insbesondere auch neue Wachs-
tums- und Beschäftigungseffekte aus-
lösen wird,“ so Goerdeler am Kon-
gresstag. Er schloss seine Rede mit 

 
Peter Stamm, Dr. Karl-Heinz Neumann, Dr. Nicole Angenendt, Dr. Franz Büllingen (WIK-Consult) 

 
Dr. Andreas Goerdeler, Referatsleiter Entwicklung 
konvergenter IKT, BMWi 
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einem Aufruf: „Nutzen Sie diese Ge-
legenheit: Nach einer aktuellen Stu-
die der Begleitforschung erwarten rd. 
80% aller KMU in den nächsten Jah-
ren eine starke Ausweitung des Mark-
tes für mobile Applikationen“. 

Im Anschluss wurde die Bedeutung 
der IT-Sicherheit auf einzelwirtschaft-
licher Ebene durch Herrn Michael 
Bültmann analysiert. Herr Bültmann 
ist Geschäftsführer von Nokia 
Deutschland. Er berichtete, dass No-
kia 2008 den Durchbruch bei mobilen 
Datendiensten erlebte. Verantwortlich 
hierfür war insbesondere ein starker 
Zuwachs beim Mobile Social Networ-
king. 

Der Handy-Weltmarktführer befasst 
sich intensiv mit mobiler IT-Sicherheit 
und zielt mit seinen Bemühungen 
nicht nur auf die Geräte, sondern auf 
das gesamte Eco-System ab. Denn 
auch Nokia sieht hier insbesondere 
mittelfristig und bezüglich professio-
neller Applikationen einen gewaltigen 
Markt: 71% der Handykunden in den 
Industrieländern werden künftig mobi-
le Datendienste nutzen. 

Standortanalyse verweist 
auf Effizienzvorteile von bis 
zu 20% 
Ein weiteres Highlight bildete der Vor-
trag von Dr. Karl-Heinz Neumann, 
Geschäftsführer der WIK-Consult und 
Direktor der SimoBIT Begleitfor-
schung zu „Nachfragestrukturen und 
Entwicklungspotenziale im Wachs-
tumsmarkt Mobile Business Soluti-
ons“. Dr. Neumann stellte erste Er-
gebnisse einer aktuell durch WIK 
durchgeführten empirischen Stand-
ortanalyse vor.  

Die repräsentative Anwenderbefra-
gung führt zu dem Ergebnis, dass bei 
größeren KMU, die komplexere mobi-
le IKT zur Optimierung von Wert-
schöpfungsprozessen einsetzen, 
durchschnittliche Einsparungen bei 
den operativen Kosten von bis zu 
20% möglich sind. Die entsprechen-
den IKT-Anwendungen reichen dabei 
weit über übliche Massenanwendun-

gen hinaus. Der Analyse zufolge er-
höhen mobile Geschäftsanwendun-
gen bei knapp 80% der KMU die Fle-
xibilität, bei 74% wird die Informati-
onsqualität und bei 73% der Kunden-
service verbessert. Rund 65% geben 
an, dass die Effizienz maßgeblich ge-
steigert worden ist. 

Große Herausforderungen 
für die IT-Sicherheit 
Andreas Philipp, Head of Sales Cryp-
toServer der Utimaco Safeware AG 
referierte in seinem Beitrag über die 
konkreteren Herausforderungen von 
mobilen Anwendungen für die IT-
Sicherheit. Sicherheitslücken bei mo-
bilen Endgeräten seien insbesondere 
der Tatsache geschuldet, dass die 
Hardware-Hersteller der Endgeräte 
das Betriebssystem nicht selbst ent-
wickeln, sondern zukaufen und auf 
die jeweilige Hardware anpassen. Ei-
ne große Gefahr gehe auch von der 
mangelnden Trennung zwischen pri-
vatem und dienstlichem Gebrauch 
aus. 

Herr Philip gab einen Überblick zu 
den möglichen Schutzmaßnahmen 
und betonte, erst in der spezifischen 
Anwendungen könne der Schutzbe-
darf richtig gewichtet werden und nur 
durch angemessene IT-Sicherheit 
seien die Chancen der Informations-
wirtschaft zu nutzen. 

Berichte der SimoBIT-
Cluster unterstreichen Vor-
bildcharakter der IT-Sicher-
heitslösungen 
Am Nachmittag gaben Vertreter der 
einzelnen SimoBIT-Kompetenzcluster 
in Überblicksvorträgen Einblicke in IT-
Sicherheitsmaßnahmen für mobile 
Geschäftsanwendungen. Sie stellten 
den spezifischen Schutzbedarf im 
Gesundheitswesen, der öffentlichen 
Verwaltung, bei KMU & Handwerk 

sowie im Maschinenbau dar. Dr. 
Christoph Loeser vom C-LAB der 
Siemens AG und technischer Projekt-
koordinator im Robot to Business-
Projekt eröffnete die Nachmittagsver-
anstaltung mit einem Vortrag zu spe-
ziellen Sicherheitsanforderungen 
beim Einsatz mobil angebundener 
Maschinen. Prozess- und Rechtssi-
cherheit, Sicherheit bzgl. beliebiger 
Interpretation der Daten, Sicherheit 
für das Bedienungspersonal sowie 
Vertraulichkeit bzgl. Geschäftspro-
zess-Know-How bilden die wesentli-
chen Sicherheitsthemen im Maschi-
nenbau. 

Im nachfolgenden Vortrag referierte 
Dr. Josephine Hofmann, Leiterin des 
Competence Center Business Per-
formance Management beim Fraun-
hofer-Institut für Arbeitswirtschaft und 
Organisation für den Projektverbund 
Maremba zum Thema „Sichere mobi-
le Anwendungen für Handwerk und 
KMU: Relevante Gestaltungsbereiche 
und Lösungsansätze“. Hofmann be-
tonte die Herausforderungen für 
KMU, da sie bisher von den großen 
IT-Ausstatter und Netzwerkprovidern 
vernachlässigt worden seien. Dies 
habe zur Folge, dass KMU nur gerin-
gen Einfluss auf Produktangebote, 
Vermarktungsbündel, Preisgestaltung 
und Standardisierungsaktivitäten neh-
men könnten. Frau Hofmann adres-
sierte zentrale Forderungen von KMU 
und Handwerk im Hinblick auf die 
Entwicklung praxisgerechter, robuster 
Lösungen im Bereich Elektronische 
Signatur, KMU-gerechter Betriebs-
modelle und Architekturen für sichere 
mobile Anwendungen sowie praxis-
taugliche, evaluierte organisatorische 
Lösungskonzepte, die Sicherheitsrisi-
ken durch Diebstahl, Eingabefehler, 
unklare Zuständigkeiten in Einzelun-
ternehmen und im Kooperationsver-
bund durch adäquate Organisation 
vermeiden. 

Martin Oczko von der Utimaco Safe-
ware AG beschäftigte sich anschlie-
ßend mit den IT-Sicherheitsaspekten 
innerhalb des SimoBIT-Projekts si-
moKIM. Er widmete seinen Beitrag 
der IT-Sicherheit im Kontext mobiler 
Fachprozesse in der öffentlichen Ver-
waltung und den damit verbundenen 
Sicherheitsanforderungen der betei-
ligten Organisationen. In der Öffentli-
chen Verwaltung bestimmten Fach-
prozesse den Daten- und Informati-
onsfluss. Nur wenn Sicherheitsmaß-
nahmen Bestandteile der Fachpro-
zesse seien, kann eine ganzheitliche 
Lösung implementiert werden. Dar-
aus folge, dass IT-Sicherheit nicht 
punktuell gesehen werden dürfe, son-
dern als Prozess betrachtet werden 
müsse. 

 
Dr Karl-Heinz Neumann, Geschäftsführer WIK-
Consult und Direktor der SimoBIT Begleitfor-
schung 

 
Michael Bültmann, Geschäftsführer Nokia 
Deutschland 
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Dr. Martin Sedlmayr, Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen und 
am Projekt OPAL Health beteiligt, 
ging in seinem Vortrag „Mobile An-
wendungen im Gesundheitswesen: 
Sicherheit durch Innovation – Innova-
tion durch Sicherheit“ auf Herausfor-
derungen ein, die zum einen bei den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen 
und zum anderen in der Berücksichti-
gung der subjektiven und objektiven 
Sicherheitsbedürfnisse liegen. Beson-
dere Herausforderungen finden sich 
im Bereich des Datenschutz: hier ste-
hen sich Erfordernisse diametral ent-
gegen: möglichst viel Information ü-
ber den Patienten für die Behandlung 
versus Datenvermeidung und –spar-
samkeit. Verfügbarkeit und Integrität 
haben eine enorm große Bedeutung, 
sobald mobile IT-Anwendungen die 
Basis für diagnostische und therapeu-
tische Maßnahmen werden wie bei-
spielsweise im Projekt Med-on-@ix. 
Risikoanalysen, modulare Architektur, 
Simulationen und Rechtsgutachten 
sorgen hier für IT- und Prozesssi-
cherheit. 

Für die Diskussion der Überblickvor-
träge in den vier Clusterveranstaltun-
gen konnten kompetente Experten für 
einen Live-Dialog mit den Projektver-
tretern gewonnen werden. Es disku-
tierten Dr. Thomas Wollinger, Ge-
schäftsführer escrypt GmbH für den 
Maschinenbau, Dr.-Ing. Kpatcha M. 
Bayarou, Leiter des Forschungsbe-
reichs "Sichere mobile Systeme" 
beim Fraunhofer-Institut für Sichere 
Informationstechnologie für das 
Handwerk und kleine Unternehmen, 
Prof. Dr. Felix Freiling, Lehrstuhl für 
Praktische Informatik, Universität 
Mannheim für die öffentlichen Verwal-
tungen und Prof. Dr. Kerstin Lemke-
Rust, Fachbereich Informatik, Hoch-
schule Bonn-Rhein-Sieg für die Ge-
sundheitswirtschaft. 

In den vier Diskussionsforen am 
Nachmittag des Kongresses wurde 
deutlich, dass IT-Sicherheit immer 
mehrseitig ist und neben technischen, 
organisatorischen und rechtlichen As-
pekten immer auch Fragen der Wirt-
schaftlichkeit sowie der Akzeptanz 
und der Handhabbarkeit adressiert 
werden müssen. Die letzten Gesichts-
punkte sind deshalb besonders wich-
tig, weil eine zu komplexe IT-Sicher-
heit Hürden für die konsequente An-
wendung darstellt. Besonders deut-
lich wurde auch, dass mobile IT-
Sicherheit - im Gegensatz zum festen 
Arbeitsplatz in einem Gebäude - neue 
Anforderungen stellt. Der Technolo-
giemix, die Luftschnittstelle, die in der 
Regel unsystematische Beschaffung 
von Endgeräten und die vielen klei-
nen mobilen Datenträger (USB-
Sticks, Speicherplatten, SD-Karten, 
CD-ROMs) tragen in wachsendem 
Maße zu einer Bedrohung der Ver-
fügbarkeit bei und das Thema IT-
Sicherheit gewinnt an Relevanz. 

Nach Überzeugung der externen Ex-
perten haben die SimoBIT-Projekte 
hier in den vergangenen Monaten 
hervorragende Arbeit geleistet und 
bereits interessante und praxisorien-
tierte IT-Sicherheitskonzepte entwi-
ckelt. 

Tele-Notarzt-Einsatz in Aa-
chen als Vorbild für bun-
desweite Lösung 
Zu den zwölf vom BMWi geförderten 
SimoBIT Leuchtturmprojekten zählt 
auch das von der RWTH Aachen initi-
ierte "Med-on@ix", das eine telemet-
rische Datenübertragung vom Ret-
tungswagen zu einem überregionalen 
Kompetenzzentrum ermöglicht. Die 
ständige Verfügbarkeit von Notärzten 
werde in Zukunft nicht mehr zu ge-
währleisten sein, meinte dazu Prof. 
Dr. Rolf Rossaint von der Aachener 
Uniklinik. In ländlichen Gegenden ist 
eine rasche Versorgung schon jetzt 
oft schwierig. «Mit einer Tele-Notarzt-
Zentrale könnten wir die wesentliche 
Ressource Notarzt sinnvoller einsetz-
ten.» Weniger als 30.000 Euro wer-
den benötigt, um einen Rettungswa-
gen entsprechend technisch umzu-
rüsten. Im Rettungswagen sind Sani-
täter im Einsatz, aber der Notarzt 
steuert die Versorgung von einer Te-
le-Notarzt-Zentrale aus. Er rückt nicht 
in allen Fällen selbst aus, hat alle Da-
ten des Patienten wie Puls, EKG oder 
Blutdruck dennoch «live und in Echt-
zeit» im Blick, ist per Kamera zuge-
schaltet und leitet die Akut-Behand-
lung.  

Nachdem bereits mehrere Tests posi-
tive Ergebnisse brachten, fiel am 
Montag in Köln der offizielle Start-
schuss für eine einjährige Intensiv-
Testphase. In den kommenden Ta-
gen soll zunächst in Aachen ein Not-

 
SimoBIT-Kongress 2009 im Hotel InterContinental, Köln 
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fallwagen mit der speziellen neuen 
Technik ausrücken. Zusätzlich zum 
Notarzt wird ein Tele-Notarzt von der 
Zentrale aus hinzugeschaltet und sich 
an der Behandlung beteiligen. 

Veranstaltungsfazit und 
Ausblick 
Hohe Medienpräsenz gab es nicht 
nur bei der Presseinformation von 
Med-on-@ix, sondern auch im Foyer 
des Veranstaltungsortes, in dem alle 
Projekt ihre Demonstratoren aufge-
baut hatten. Dank der professionellen 
Unterstützung durch das Messeteam 
des TelekomForums konnten alle 12 
Projekte in attraktiver Weise Einblicke 
in den aktuellen Entwicklungsstand 
ihrer Förderprojekte geben. Video-
Dokumentation und Podcasts auf 
dem SimoBIT-Portal zeugen davon. 
Außerdem wurden Interviews mit IT-
Sicherheitsexperten und Projektver-
antwortlichen u. a. durch IT-Gipfel-
blog geführt, die ebenfalls unter 
www.simobit.de abrufbar sind. Mit der 

SimoBIT-Website wurde ein zentrales 
Informationsportal zum Thema "Si-
chere mobile Geschäftsanwendun-
gen" geschaffen, so Herr Dr. Andreas 
Goerdeler in seinem Schlusswort zum 
Kongress. Hier finden sich auch Hin-
weise auf die zahlreichen Informati-
onsangebote (Workshop Endgeräte, 
Workshop Elektronische Signatur, die 
vier Arbeitsforen IT-Sicherheit, Ge-
schäftsmodelle, Akzeptanz, Rechts- 
und Haftungsfragen) und Maßnah-
men der Begleitforschung, die zur 
Vernetzung mit den Fachverbänden, 
zum Wissenstransfer (Regiotalks) 
und zur Sicherung der Nachhaltigkeit 
eingerichtet wurden.  

In den vielfältigen Diskussionen wur-
de deutlich, dass die Förderungs-
maßnahme SimoBIT einen sehr wich-
tigen und positiven Beitrag im Innova-
tionsprozess leistet. Der SimoBIT-
Kongress 2009 wurde daher auch 
vom BMWi als großer Erfolg gewer-
tet. Auch die Teilnehmer unterstri-
chen die Bedeutung zahlreicher An-

regungen, die sie für die Implementie-
rung eigener Lösungen erhalten ha-
ben. 

 
Anne Stetter 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit SimoBIT,  
WIK-Consult 

Nachrichten aus dem Institut  

Das Wissenschaftliche Institut für Infrastruktur und 
Kommunikationsdienste (WIK GmbH) richtet neue 
Arbeitsgruppe zur EMVU-Risikokommunikation ein 

Mit der Vergabe der UMTS-Fre-
quenzen im Herbst 2000 hat in 
Deutschland eine breite und teilweise 
äußerst kontrovers geführte öffentli-
che Diskussion über die potenziellen 
gesundheitlichen Folgen hochfre-
quenter elektromagnetischer Felder 
(HEMF) eingesetzt. Die Folgen dieser 
Debatte bestanden u. a. in einem 
deutlich verzögerten Netzausbau, ho-
hen Kosten für die Suche nach ge-
meinverträglichen Standorten, zahllo-
sen Gerichtsverfahren, entgangenen 
Gewinnen auf Grund unterbliebener 
Dienstenutzung, der Auflage eines 
kostspieligen Forschungsprogramms 
(DMF), einem Imageverlust für die 
Netzbetreiber, aber auch in hohen le-
gitimatorischen Defiziten öffentlicher 
Institutionen, mithin also beachtlichen 
Schäden für die Volkswirtschaft.  

Heute spielen entsprechende Konflik-
te vor allem im süddeutschen Raum 
eine nach wie vor wichtige Rolle. 
Nach dem nahezu flächendeckenden 
Ausbau der Mobilfunknetze der 3. 
Generation (UMTS) erwarten Exper-
ten mit Blick auf die Weiterentwick-
lung der Funknetze der 4. Generation 
(UMTS/HSPA, LTE) sowie der Ver-

breitung weiterer Funktechnologien 
eine Fortführung der zum Teil sehr 
emotional geführten EMVU-Debatte. 
Dies hat nicht zuletzt damit zu tun, 
dass die Bundesnetzagentur (BNet-
zA) 2010 erneut ein herhebliches zu-
sätzliches Frequenzspektrum für den 
Mobilfunk öffentlichkeitswirksam zur 
Auktion bringen wird.  

Zentrale Implikationen dieser verän-
derten Situation werden mehr Band-
breite für neue Datendienste, eine 
veränderte, kleinteiligere Netztopolo-
gie mit mehr Sendestandorten und 
neuen mimo-Antennen (multiple in – 
multiple out) sowie eine flächende-
ckendere Inhouse-Versorgung sowohl 
im geschäftlichen als auch im priva-
ten Bereich etwa mit Hilfe von Femto- 
oder Nano-Zellen sein. Hinzu kom-
men zahlreiche neue Funkanwen-
dungen etwa auf Betriebsgeländen, 
aber auch zur stationären Versorgung 
ländlicher Räume mit schnellen Inter-
netanbindungen im Rahmen der Nut-
zung der Digitalen Dividende. 

Insgesamt unterstreicht diese Ent-
wicklung die Notwendigkeit eines 
ausgewogenen und informierten Risi-
kodiskurses, da mit einer Zunahme 

der Protestbewegungen sowie einer 
Behinderung des Roll-outs bzw. des 
Ausbaus der Funknetze zu rechnen 
ist.  

WIK ist der Überzeugung, dass vor 
dem beschriebenen Hintergrund ein 
wichtiger Beitrag zur Versachlichung 
der öffentlichen Debatte geleistet wer-
den muss und damit einer künftigen 
Verschärfung des EMVU-Diskurses 
entgegen gewirkt werden kann. Hier-
zu sind vielfältige Informations- und 
Kommunikationsaktivitäten erforder-
lich, die von uns mit Beginn des 
nächsten Jahres in Angriff genommen 
werden sollen.  

WIK hat in den vergangenen Jahren 
eine Reihe von Studien und Bera-
tungsaktivitäten im Bereich der Risi-
kokommunikation etwa für das Bun-
desamt für Strahlenschutz oder den 
Deutschen Bundestag durchgeführt. 
Außerdem war WIK an den Jahres-
gutachten zur Evaluierung des Deut-
schen Mobilfunkforschungspro-
gramms (DMF) beteiligt. Insofern ist 
WIK im Bereich der Risikokommuni-
kation seit Jahren aktiv und fachlich 
gut aufgestellt. Es kann daher davon 
ausgegangen werden, das WIK künf-
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tig in diesem Feld verstärkt und er-
folgreich tätig werden wird. 

Unser künftiges Leistungsspektrum 
wird sich insbesondere auf das Moni-
toring der EMVU-Debatte im In- und 
Ausland, auf die Etablierung eines 
Frühwarnsystems sowie auf Informa-
tions-, Kommunikations- und Vernet-
zungsaktivitäten erstrecken. Durch 
die Einrichtung einer entsprechenden 
EMVU-Arbeitseinheit bei WIK ist vor 
allem die Durchführung folgender 
Funktionen und Aktivitäten geplant: 

1. Monitoring der EMVU-Landschaft 
sowie kontinuierliche Analyse und 
Bewertung aktueller Forschungs-
ergebnisse, 

2. Übernahme von Informations-, 
Aufklärungs- und Diskursfunktio-
nen, 

3. Kontinuierliches Wissensmanage-
ment und Informations-Dokumen-
tation, 

4. Bündelungs- und Ansprechfunkti-
onen,  

5. Publikationen und Öffentlichkeits-
arbeit (z. B. periodische Erstellung 
und Versendung von gedruckten 
Informationsmaterialien sowie e-
lektronischen Newslettern), 

6. Koordinierungs- und Vernetzungs-
funktionen sowie nachhaltiges 
Networking. 

7. Durchführung von Veranstaltun-
gen und Studien zur Risikokom-
munikation. 

Es ist vorgesehen, nach der Imple-
mentierung der EMVU-Arbeitsgruppe 
bei WIK auf die relevanten Akteure 
zuzugehen und unterschiedlichste 
Formen ideeller und materieller For-
men des Austausches und der Zu-
sammenarbeit auszuloten. Darüber 
hinaus sollen auch Dienstleistungen 
und Beratungsfunktionen für all jene 
Akteure erbracht werden, die in ir-
gendeiner Form in die EMVU-Debatte 
involviert sind und unterschiedlichste 

Bedarfe der Unterstützung besitzen. 
Insofern werden alle Akteure, die 
durch die Schließung der For-
schungsgemeinschaft Funk (FGF) 
zum Jahresende eine wertvolle Platt-
form verlieren, in der WIK EMVU-
Arbeitsgruppe einen neuen, verlässli-
chen Ansprech- und Kooperations-
partner finden.  

Um die oben beschriebenen fachli-
chen Leistungen erbringen zu kön-
nen, wird sich WIK mit ehemaligen 
Mitarbeitern der Forschungsgemein-
schaft Funk e.V. verstärken. Frau 
Gabriele Conrad sowie Herr Dr. Frank 
Gollnick werden zum 1. Januar 2010 
bei WIK die Arbeit aufnehmen.  

Die persönliche und fachliche Betreu-
ung erfolgt durch den Geschäftsführer 
der WIK GmbH, Herrn Dr. Karl-Heinz 
Neumann sowie durch den Leiter der 
Abteilung „Kommunikation und Inno-
vation“, Herrn Dr. Franz Büllingen. 

Dr. Karl-Heinz Neumann, Dr. Franz Büllingen 

Wir wünschen allen unseren Lesern ein  
besinnliches Weihnachtsfest und ein  
erfolgreiches neues Jahr 2010. 
 

 

Studie über die „externe  
Dimension des EU-Besitz-
standes im Postsektor“: 
WIK-Consult erhält Auftrag 
der Kommission 
Die Generaldirektion Binnenmarkt der 
Europäischen Kommission hat WIK-
Consult im Dezember beauftragt, eine 
Studie über die „externe Dimension 
des EU-Besitzstandes im Postsektor“ 
durchzuführen (Engl. Originaltitel 
„Study on the external dimension of 
the EU postal acquis“).  

Die Studie soll die Auswirkungen der 
europäischen Postreform, insbeson-
dere der Marktöffnung und der Tren-
nung zwischen Postbetrieb und Re-
gulierung auf den EU-Außenhandel 
untersuchen. Hintergrund ist die füh-
rende Rolle Europas bei der Öffnung 
der Postmärkte für den Wettbewerb.  

Die wesentlichen Ziele der Studie 
sind:  

i) Empfehlungen zur Vertretung und 
Förderung des europäischen Re-
gulierungsansatzes in internatio-
nalen Handelsbeziehungen;  

ii) Analyse des rechtlichen Besitz-
standes der EU in den unter-
schiedlichen Dimensionen inter-
nationaler Postbeziehungen 
(Weltpostverein, WTO Handels-
runden, bilaterale Beziehungen 
der EU und der Mitgliedstaaten); 

iii) Diskussion von Möglichkeiten zur 
Koordinierung zwischen den Mit-
gliedstaaten und der Kommission 
mit Blick auf internationale Post 
und Handelspolitik. 

Die Studie soll bis zum Sommer 2009 
abgeschlossen werden und wird von 
WIK-Consult in Zusammenarbeit mit 
James I. Campbell Jr. bearbeitet. 
WIK-Consult hatte in den vergange-
nen Jahren bereits zahlreiche Post-
sektor-Studien im Auftrag der Kom-
mission durchgeführt und setzt die er-

folgreiche Zusammenarbeit mit dieser 
Studie fort.  

Alex Dieke 

WIK zu Gast bei Jahresta-
gung der Post-Regulierer 
des CERP 
Vom 18 bis 20. November fand in 
Monaco die Vollversammlung des 
CERP statt. CERP (Comité Européen 
de Régulation Postale) ist ein interna-
tionaler Zusammenschluss aller eu-
ropäischen Post-Ministerien und Re-
gulierungsbehörden, und wird derzeit 
von der Bundesnetzagentur geleitet.  

Als Teil der Plenartagung im Novem-
ber wurde eine Panel-Diskussion zu 
„Aufgaben und Pflichten der Regulie-
rungsbehörden im liberalisierten Post-
markt“ durchgeführt. Für das WIK 
nahm Alex Dieke, Leiter der Abteilung 
Post und Logistik an der Diskussion 
teil. Zu den weiteren Teilnehmern der 
Panel-Diskussion zählten Dr. Anne-
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gret Groebel, die neue Abteilungslei-
terin für Post der Bundesnetzagentur, 
Kamil Kiljanski, Head of Unit für Post 
der europäischen Kommission (GD 
Binnenmarkt) sowie Vertreter der bri-
tischen Regierung und der Regulie-
rungsbehörden aus Irland, Polen und 
der Schweiz. Weite Teile der Diskus-
sion befassten sich mit den Ergebnis-
sen und Empfehlungen einer kürzlich 
veröffentlichten WIK-Consult-Studie 
zur Rolle der Regulierungsbehörden 
im Postsektor. 

Alex Dieke beim Regulie-
rungsforum des Weltpost-
vereins 
Im Rahmen der jeden Herbst stattfin-
denden Sitzungswochen seiner Gre-
mien hat der Weltpostverein 2009 
erstmals eine Konferenz zu Postregu-
lierung durchgeführt: das „UPU Fo-
rum on Postal Regulation“. Mit über 
200 Teilnehmern, davon zahlreiche 
Vertreter aus Entwicklungsländern 
war die Veranstaltung sehr gut be-
sucht.  

Im Mittelpunkt der Vorträge standen 
Erfahrungsberichte mit Regulierung 
und Liberalisierung aus allen Konti-
nenten sowie konzeptionelle Fragen 
der Postregulierung. In einer Session 
zum Thema „Finanzierung des Uni-
versaldienstes“ gab Alex Dieke (WIK) 
einen Einstieg in die Methoden der 
Nettokostenberechnung, und disku-
tierte das Für und Wider von direkten 
Subventionen und Ausgleichsfonds 
zur Finanzierung etwaiger Nettokos-
ten des Universaldienstes. Unter den 
weitern Vortragenden war ferner ein 
Mitglied des wissenschaftlichen Bei-
rats des WIK: Prof. Dr. Helmut Dietl, 
Universität Zürich.  

Durch die rege Beteiligung von Ent-
wicklungsländern im Weltpostverein 
bot die Veranstaltung ein in dieser 
Form einzigartiges Forum zur Diskus-
sion von Regulierungsfragen. Der 
Weltpostverein äußerte sich sehr zu-
frieden mit dem Event und plant, die-
se Veranstaltung regelmäßig durch-
zuführen. Das Regulierungsforum 
2010 soll in Schanghai stattfinden.  

Alle Vorträge der Veranstaltung sind 
auf einem FTP-Server des Weltpost-
vereins unter   
ftp://fornax.upu.int/Forum Postal Re-
gulation/ abrufbar. 

WIK Expert Speaks around 
the World 
In September and October, WIK-
Consult Senior Consultant Kenneth 
R. Carter traveled to speak at major 
events around the Globe. First stop 
was the 37th Annual Telecommunica-

tions Policy Research Conference in 
Washington, DC, where Mr. Carter 
delivered a paper coauthored with 
WIK Director J. Scott Marcus on im-
proving the effectiveness of public 
sector spectrum use. This paper was 
based on research which WIK-
Consult completed for the European 
Commission, but the paper was 
geared for a US audience. Andrew 
McLaughlin, the Deputy CTO of the 
United States publicly commended 
the paper as one of the best at the 
conference and helpful to the Obama 
Administration. From Washington, Mr. 
Carter then traveled to Tokyo for sev-
eral days of meetings and to give a 
keynote address to the ITU Associa-
tion of Japan on Network Neutrality in 
the United States and the European 
Union. This talk was based in large 
part on the analyses in WIK’s Diskus-
sionsbeitäge on Network Neutrality in 
Europe. While in Japan, Mr. Carter 
also made visits to Konan University 
and Fukuoka University to give talks 
to faculty and student. 

Next Generation Networks 
(NGNs); Studie für das Eu-
ropäische Parlament 
WIK Consult hat im Oktober 2009 für 
das Europäische Parlament eine Stu-
die mit dem Titel "Next Generation 
Networks (NGNs)" vorgelegt. Die 
Studie war vom Ausschuss für Indust-
rie, Forschung und Energie (ITRE) 
beauftragt worden. Die Studie befasst 
sich dabei sowohl mit der Migration 
von Kernnetzen als auch und vor al-
lem mit der Migration im Anschluss-
netzbereich (Next Generation Access, 
NGA). Wesentliche Themenfelder, die 
in der Studie adressiert wurden, sind 
(1) die Europäische Rahmengesetz-
gebung für elektronische Kommunika-
tionsdienste und ihre konkreten Be-
züge zu NGN/NGA, (2) die spezifi-
schen Veränderungen und Heraus-
forderungen, die sich durch die Migra-
tion von Netzen zu NGN/NGA insbe-
sondere für Wettbewerbspolitik und 
Regulierung ergeben, (3) konkrete 
Aktivitäten mit Blick auf die Verlegung 
von NGN/NGA-Technologie in aus-
gewählten Ländern der Welt und bis-
her beobachtbare regulatorische 
Maßnahmen und Instrumente; (4) 
Formen und Erfordernisse der Sepa-
rierung mit Blick auf NGN/NGA sowie 
(5) NGN Politikinitiativen der jüngsten 
Zeit auf europäischer Ebene.  

In der Studie sind insgesamt 9 Emp-
fehlungen ausgesprochen worden: 
(1) Förmliche Annahme des Review-
Pakets; (2) vor dem Hintergrund regi-
onal unterschiedlicher Ausbaupläne 
und -geschwindigkeiten verstärkte 
Einbeziehung des Instruments der 

"sub-national markets" bei der Markt-
analyse; (3) angemessene Überarbei-
tung der NGA Recommendation und 
möglichst baldige Verabschiedung; 
(4) Durchführung einer methodisch 
und sachlich inhaltlich angemessenen 
Analyse der relativen sozialen Bene-
fits einer Migration zu NGA; (5) 
Durchführung eines fundierten "im-
pact assessments" der entsprechen-
den Kosten und Nutzen; (6) vertiefte 
politische Diskussion der konkreten 
NGA Ziele und Instrumente zur Ziel-
erreichung auf europäischer Ebene; 
(7) intensivere Analyse bzw. Einbe-
ziehung von "Bill and Keep" Intercon-
nection-Arrangements; (8) Monitoring 
der Migration zu IP-basierter Sprach-
Zusammenschaltung (9) verstärkte 
Bemühungen freies Frequenzspekt-
rum für FWA-Anwendungen und mo-
bile Breitbandanwendungen bereit zu 
stellen. 

Download der Studie unter folgender 
URL: 
http://www.europarl.europa.eu/activiti
es/commit-
tees/studies/download.do?language=
en&file=27911 

Dieter Elixmann, Scott Marcus, 
Christian Wernick 

Scott Marcus was appointed 
to the Scientific Committee 
“WIK Director J. Scott Marcus was 
recently appointed to the Scientific 
Committee of a new program on 
Communications and Media at the 
Florence School of Regulation (FSR). 
The FSR is a partnership between the 
European University Institute (EUI)/ 
the Robert Schuman Centre for Ad-
vanced Studies (RSCAS), the Council 
of the European Energy Regulators 
(CEER) and the Independent Regula-
tors Group (IRG). As part of the EUI, 
the FSR works closely with the Euro-
pean Commission. 

The FSR’s existing programs focus 
on the regulation of energy (electricity 
and gas). The new Communications 
and Media program seeks not only to 
promote research and discussion of 
best practice in the electronic com-
munications and media sector, but 
also to provide state-of-the-art train-
ing for practitioners from the Euro-
pean Commission, national regula-
tors, and private companies. The fo-
cus is inter-disciplinary, and interna-
tional with a European slant. The new 
program has already begun to con-
duct workshops, and is expected to 
accept its first annual training class 
late in 2010. For more information, 
see: 
http://www.florence-
school.eu/portal/page/portal/FSR_HO
ME/COMMUNICATIONS_MEDIA” 
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Personalveränderungen 
Seit Oktober 2009 ist Frau Desislava 
Simeonova als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin bei WIK-Consult in der 
Abteilung „Kostenmodelle und In-
ternetökonomie“ tätig. Bereits zuvor 
arbeitete sie fast zwei Jahre in der-
selben Abteilung als studentische 
Hilfskraft. Im Laufe dieser Tätigkeit 
konnte sie Projekterfahrung im Be-
reich der Kostenmodellierung sam-
meln und sich umfangreiche Kennt-
nisse über Zugangs- und Kernnetze 
in PSTN-Netzarchitekturen und Next 

Generation Networks aneignen. De-
sislava Simeonova studierte Volks-
wirtschaftslehre an der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 
mit den Schwerpunkten Wettbe-
werbspolitik und Industrieökonomik. 
2009 verfasste sie ihre Diplomarbeit 
mit dem Titel „Ökonomische Analyse 
der Zugangsregulierung von Tele-
kommunikationsmärkten“.  
Der Fokus ihrer Arbeit beim WIK liegt 
auf der Untersuchung von Auswir-
kungen alternativer Netzausbaustra-
tegien auf den Business Case von 
Telekommunikationsunternehmen an-

hand von analytischen Kostenmodel-
len. Darüber hinaus beschäftigt sich 
Frau Simeonova mit Fragen zur Be-
stimmung von Terminierungskosten 
in glasfaserbasierten Zugangsnetzen. 

Zum 31. Oktober 2009 hat Frau Dr.  
Iris Böschen, Mitarbeiterin in der 
Gruppe Wasserwirtschaft und Ver-
kehr, unser Institut verlassen. Wir 
wünschen unserer ehemaligen Kolle-
gin für ihre weitere berufliche Zukunft 
alles Gute und viel Erfolg. 

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbeitern des In-
stituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten Forschungsprojekten. Folgen-
de Diskussionsbeiträge sind im IV. Quartal 2008 erschienen und stehen unter www.wik.org zum kostenlosen 
Download zur Verfügung. 

Nr. 324: Gabriele Kulenkampff – IP-Interconnection – Vorleistungsdefinition im Span-
nungsfeld zwischen PSTN, Internet und NGN (November 2009) 
Seit der Einführung der xDSL-
Anschlusstechnologie wird die Einfüh-
rung von Next Generation Networks 
(NGN) als die nächste, zentrale Stufe 
der technologischen Neuerung in Tele-
kommunikationsnetzen diskutiert und 
mittlerweile – in unterschiedlichem Um-
fang – von einigen Netzbetreibern imp-
lementiert. Dieser – in den meisten 
Ländern noch bevorstehende – Wandel 
vom PSTN zum NGN bringt sowohl in 
technologischer als auch in absatzbe-
zogener Sicht grundlegende Verände-
rungen mit sich. Der vorliegende Dis-
kussionsbeitrag stellt die Frage nach 
dem Wettbewerbsleitbild in den Vorder-
grund: Kann das Leitbild eines Infra-
struktur basierten Wettbewerbs bei dem 
sich abzeichnenden technologischen 
Wandel aufrechterhalten werden? In 
welcher Weise verändert der technolo-
gische Wandel die Rahmenbedingun-
gen derartig, dass das bisher erreichte 
(infrastrukturbasierte) Wettbewerbsni-
veau nicht weiter aufrecht erhalten wer-
den kann? Was kann auf Basis des 
heutigen Wissens über technische Rea-
lisierungsformen und Dienstenachfrage 
als regulatorisch wünschenswerte 
Netzzugangs- oder Zusammenschal-
tungsverpflichtung formuliert werden? 
Um den Erkenntnisstand zu diesen 
Fragen zu skizzieren, wird in diesem 

Diskussionsbeitrag (1) die alte Welt der 
Zusammenschaltung in PSTN und In-
ternet dargestellt, (2) zentrale Merkmale 
des NGN hinsichtlich Kosten und 
Diensteangebot erläutert sowie der 
Versuch unternommen, (3) das Wett-
bewerbsleitbild der „ladder of infra-
structure competition“ auf die veränder-
ten Rahmenbedingungen zu übertra-
gen. Abschließend werden die Punkte 
(2) und (3) zusammengeführt, um mit 
(4) Erkenntnisse für effiziente Zusam-
menschaltungsstrukturen abzuleiten 
bzw. herauszuarbeiten, welche Fakto-
ren die umsetzungsnahe Formulierung 
regulatorischer Handlungsempfehlun-
gen erschweren. 

Interconnection und Netzzugang waren 
für die Marktöffnung – und sind in wei-
ten Teilen auch heute noch für die Ge-
währleistung einer wettbewerblichen 
Marktform – von zentraler Bedeutung. 
In Form eines Rückblicks auf die Markt-
entwicklung in Deutschland werden die 
Formen von Netzzugang und Zusam-
menschaltung für das PSTN, den Inter-
netzugang sowie die Zusammenschal-
tung im Internet dargestellt und die Un-
terschiede herausgearbeitet. Zentral ist 
hierbei die Bedeutung der Marktmacht 
des Incumbent hinsichtlich seiner Kon-
trolle des Netzzugangs sowie der 
Transportleistung im Anschlussnetz 

sowie auf den unteren Ebenen des 
Transportnetzes. Der technologische 
Wandel verspricht „eine Welt der unbe-
grenzten Möglichkeiten“ – zumindest – 
hinsichtlich des Diensteangebots und 
seiner wettbewerblichen Angebotsstruk-
turen. Wie diese Erwartungen zu be-
werten sind, wird unter Rückgriff auf die 
verschiedenen Architekturen (NGN-
Softswitch, NGN-IMS, NGI) analysiert 
und mit dem Leitbild der „ladder of 
infrastructure investment“ konfrontiert. 
Es wird herausgearbeitet, dass die End-
kundenzugangskontrolle gepaart mit 
den zunehmenden Größenvorteilen der 
diensteintegrierten Breitbandnetze die 
Aufrechterhaltung der Zugangsver-
pflichtungen des alten Regimes sinnvoll 
erscheinen lässt. Darüber hinaus stellt 
die Diensteintegration den Regulierer 
vor zusätzliche Probleme, wettbewerbli-
che Rahmenbedingungen herzustellen, 
die über die Definition von Schnittstellen 
sowie den damit verbundenen Zugang 
zur Diensteplattform hinausgehen. Die 
Herstellungsvielfalt, im Sinne von ver-
schiedensten Realisierungsformen im 
diensteintegrierten Netz, die Vielfalt ih-
rer Vermarktungsformen sowie die Un-
sicherheit über die Nachfrageentwick-
lung werden als Ursachen identifiziert. 

Nr. 325: Juan Rendon, Thomas Plückebaum, Stephan Jay – LRIC cost approaches for 
differentiated QoS in broadband networks (November 2009) 
(Vollständiger Text nur in englischer Sprache erhältlich) 
Das Ziel dieses Forschungsprojektes ist 
es, zu erörtern, wie die Nutzung von 
Quality of Service (QoS) Techniken in 
einem LRIC-Kostenmodell berücksich-
tigt werden sollte. Netzbetreiber setzen 
heute verschiedene QoS-Techniken 

ein, um die qualifizierte Bereitstellung 
von Diensten zu verbessern, was sich 
auf die Kosten des Dienstes auswirken 
kann. Einer der wichtigsten Punkte, der 
bei der Ausarbeitung eines LRIC-
Kostenmodells behandelt werden sollte, 

ist die Definition eines effizienten Net-
zes. Außerdem muss erörtert werden, 
wie QoS-Konzepte in ein LRIC-Kosten-
modell integriert werden sollten. Um 
diese Fragen zu beantworten wurde der 
Bericht in drei Abschnitte unterteilt.  
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Die Grundsätze für das Design eines ef-
fizienten Netzes werden im ersten Teil 
des Berichts beschrieben. Netzwerk-
Design, Netzwerk Engineering und Traf-
fic-Engineering sind die Werkzeuge, die 
für die Planung eines Netzwerks mit 
QoS-Funktionen verwendet werden 
können. Die wichtigsten QoS-
Lösungen, die in dieser Studie be-
schrieben werden, sind PSTN-QoS-, 
Layer-2-QoS-, IP-Layer-QoS-, sowie 
Transport-Layer-QoS- und Application-
Layer-QoS-Lösungen. Diese Techniken 
können auch gleichzeitig eingesetzt 
werden. Der Bericht unterscheidet wei-
terhin Soft- und Hard-Assurance Model-
le der QoS-Bereitstellung. Beide QoS-
Modelle unterscheiden sich durch die 
Dienste, die während des normalen 
Netzbetriebs und in Belastungssituatio-
nen bereitgestellt werden können. Es 
wird erwartet, dass sich die differenzier-
ten Kosten für die Bereitstellung von 

QoS-Mechanismen zwischen den Mo-
dellen unterscheiden.  

Im zweiten Teil des Berichts wird ein ef-
fizientes Netz mit QoS-Funktionen ge-
plant. Zuerst werden die zurzeit rele-
vantesten und am häufigsten verwende-
ten QoS-Mechanismen in Zugangs-, 
Aggregations- und Kernnetzen identifi-
ziert. Im Folgenden wird erklärt, warum 
FTTC/VDSL2 und FTTH/P2P als Bei-
spiele für effiziente NGN-Netze gewählt 
wurden. Der letzte Abschnitt dieses 
Teils beschreibt, welche Netzelemente 
QoS-Funktionen in FTTC/ VDSL2 und 
FTTH/P2P Netzen unterstützen müs-
sen, um Dienste mit QoS zu erstellen.  

Schließlich erörtert der letzte Teil des 
Berichts die folgenden Komponenten 
eines Kostenmodells, die sich durch die 
Berücksichtigung von QoS ändern 
könnten: Kostentreiber, Kosten der 
Netzkomponenten, Verkehr und die 

Routing-Faktoren der Netzkompo-
nenten. Es wird erklärt, warum die Ka-
pazität des Netzes der wichtigste Kos-
tentreiber werden könnte. Ein weiterer 
Kostentreiber, der im Fall von Priorisie-
rung oder Reservierung von Kapazitä-
ten in Knoten gebraucht wird, ist die 
Rechenleistung. Der Einsatz von Netz-
elementen, die QoS-Techniken ver-
wenden, wird einen Einfluss auf die 
Kosten haben, und der von QoS-
Anwendungen generierte Verkehr wird 
sich in Abhängigkeit von den eingesetz-
ten QoS-Mechanismen ändern. Der 
Routing-Pfad von QoS-Verkehr kann 
auch die Nutzungsfaktoren der Netz-
elemente verändern. Abschließend wird 
am Beispiel von FTTC/VDSLS und 
FTTH/ P2P Netzen das Design einer 
Routing-Matrix mit Nutzungsfaktoren für 
Dienste mit QoS illustriert. 

Nr. 326: Kenneth R. Carter – Next Generation Spectrum Regulation for Europe: Price-
Guided Radio Policy (November 2009) 
(Vollständiger Text nur in englischer Sprache erhältlich) 
Dieses Projekt untersucht wie Marktsig-
nale in Form von Preisinformationen im 
Bereich des Frequenzmanagements 
genutzt werden können, um nicht nur 
die Frequenzvergabe, sondern auch 
Festlegungen hinsichtlich der Nut-
zungsart, der Emissionscharakteristika 
und der Exklusivität optimal steuern zu 
können. Wir entwickeln ein mathemati-
sches Modell um zu zeigen, wie eine 
mögliche Implementierung einer sol-
chen preisgesteuerter Frequenzpolitik 
aussehen könnte. In den vergangenen 
zwei Jahrzehnten sind Marktmechanis-
men wie Auktionen von Institutionen, 
die mit dem Frequenzmanagement be-
traut sind, zur Frequenzvergabe einge-
setzt worden um sicherzustellen, dass 
die Nutzungsrechte an bestimmten Fre-
quenzbereichen denjenigen übertragen 
werden, die ihnen den höchsten Wert 
beimessen. Im Vergleich mit konventio-
nellen Frequenzauktionen würde eine 
preisgeleitete Politik bei der Frequenz-
vergabe sicherstellen, dass nicht nur 
die Frequenznutzungsrechte an den 
Nutzer vergeben werden, der diesen 

den höchsten Wert entgegenbringt, 
sondern, das gleichzeitig eine möglichst 
effizientes Design dieser Rechte si-
chergestellt wird. 

In dem mathematischen Modell, was in 
dieser Präsentation vorgestellt wird, 
können die Teilnehmer an einer hypo-
thetischen Auktion ihre Forderungen 
nach Frequenz-Lizenzen frei äußern, 
die in verschiedenen Dimensionen vari-
ieren können wie bspw. der zulässigen 
Ausgangsleistung und Bandbreite. Die-
se Forderungen werden bestimmt durch 
das, was notwendig ist, eine bestimmte 
Datenrate auf einem festgelegten Level 
mit den Möglichkeiten drahtloser Kom-
munikation zu übertragen. Wir benutzen 
das Shannon Hartley Theorem, um die 
möglichen Zielkonflikte zwischen zuläs-
siger Signalstärke und zugeteilten Ka-
nal-Bandbreiten zu modellieren. Zur 
Überprüfung des mathematischen Mo-
dells haben wir eine vereinfachte MS 
Excel-basierte Version des Modells er-
stellt. Das Ergebnis des Modells war 
unter anderem ein Mix von Betreibern 
mit hoher und niedriger Leistung, bei 

unterschiedlichen Kanal-Bandbreiten 
und siegreichen Angeboten. Weiter ü-
berprüfen wir die Auswirkungen des 
deutschen und des EU-Rechts für eine 
solche marktgetriebene Frequenzvertei-
lung. Marktgetriebene Frequenzvertei-
lung ist in Europa realisierbar. Bei inter-
national harmonisierten Bandbreiten 
kann die marktgetriebene Frequenzver-
teilung jedoch nicht zur Zuteilung ein-
gesetzt werden. Die ersten Schritte der 
Umsetzungen beinhalten das Festlegen 
von maximalen Leistungsgrenzen, 
Bandbreite, Dauer der Rechte und 
Bündelung. Andere mögliche frühe Imp-
lementierungen beinhalten boundary in-
terference standards und möglicherwei-
se verkehrsbasierte Protokolle. 

Die marktgetriebene Frequenzvertei-
lung ist ein viel versprechendes Verfah-
ren, weil sie durch den Umstand, dass 
Bieter exakt die Frequenzrechte erhal-
ten können, die sie brauchen, Spektrum 
effizient zuteilt. Außerdem entschärft 
die marktgetriebene Frequenzverteilung 
die Zuteilungsfehler, die administrativen 
Entscheidungen innewohnen (können). 

Nr. 327: Gernot Müller – Ableitung eines Inputpreisindex für den deutschen Eisen-
bahninfrastruktursektor (November 2009) 
Im Zuge der mit der Marktbeobachtung 
einhergehenden statistischen Daten-
aufbereitung diskutiert die Bundesnetz-
agentur seit einiger Zeit mit den Eisen-
bahnunternehmen die Entwicklung der 
realen Eisenbahninfrastrukturkosten so-
wie mögliche Varianten eines geeigne-
ten Inputpreisindex. Ein solcher Index 
bietet auch bei der kostenorientierten 
Entgeltregulierung Anhaltspunkte für die 
Veränderung der tatsächlichen Kosten. 
Weiterhin besteht die Möglichkeit, ihn 
im Rahmen der geplanten Anreizregu-

lierung von Eisenbahninfrastrukturent-
gelten zu verwenden. 

Um die Bundesnetzagentur in ihrem 
Entscheidungsprozess bezüglich eines 
geeigneten Inputpreisindex für den 
deutschen Eisenbahninfrastrukturmarkt 
zu unterstützen, befasst sich dieser 
Diskussionsbeitrag mit den theoretisch-
methodischen Grundlagen von Preisin-
dizes, analysiert die Eignung vorhande-
ner Preisindizes und die Konstruktion 
von Inputpreisindizes durch das Statis-
tische Bundesamt und begutachtet die 

in anderen Netzsektoren und Staaten 
bei der Entgeltregulierung zur Anwen-
dung kommenden Inputpreisindizes. 
Die Ansätze und Erfahrungen des Sta-
tistischen Bundesamtes bezüglich der 
Erhebung des Arbeitskosten- und Bau-
kostenindex geben wichtige Hinweise 
zur Vorgehensweise; eine Sekundärsta-
tistik sollte bevorzugt werden. In der 
Regulierungspraxis spielen vor allem 
der Verbraucher- und der Einzelhan-
delspreisindex eine wichtige Rolle, im 
britischen Eisenbahnwesen sowie im 
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deutschen und österreichischen Ener-
giesektor werden aber auch spezifische 
Inputpreisindizes genutzt. 

Der Schwerpunkt der Untersuchung 
liegt jedoch auf der Herleitung eines 
synthetischen Inputpreisindex für die 
Eisenbahninfrastruktur. Zu diesem 
Zweck werden Aufwandspositionen und 
Referenzunternehmen ausgewählt so-
wie Vergleichspreisindizes identifiziert 
und Gewichtungsfaktoren bestimmt. Als 
zweckdienliche Aufwandspositionen ab-
gegrenzt werden Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe, bezogene Leistungen, In-
standhaltung, Personal, Abschreibun-
gen, sonstige betriebliche Aufwendun-

gen und Zinsen. Die relevante Grund-
gesamtheit sind die bundeseigenen und 
nicht-bundeseigenen Eisenbahninfra-
strukturunternehmen (NE-EIU), die eine 
separate Gewinn- und Verlustrechnung 
veröffentlichen. Angesichts der be-
schränkten Belastbarkeit der ermittelten 
Aufwandsstrukturen sollte gegenwärtig 
nur ein einziger Inputpreisindex ohne 
Differenzierung nach Unternehmens-
gruppen und Eisenbahninfrastruktur-
segmenten bestimmt werden. 

Vergleichspreisindizes sind der Ver-
braucherpreisindex, verschiedene Er-
zeugerpreisindizes, zwei Arbeitskosten-
indizes und der Index der Umlaufsrendi-

te festverzinslicher Wertpapiere. Die 
Faktoren ergeben sich aus den mit den 
unternehmensspezifischen Anteilen am 
Gesamtaufwand gewichteten Auf-
wandsstrukturen: Index der Erzeuger-
preise gewerblicher Produkte 0,10, In-
dex der Erzeugerpreise gewerblicher 
Produkte für Investitionsgüter 0,15, In-
dex der Erzeugerpreise für Dienstleis-
tungen 0,40 (vorläufig Hilfspreisindex 
aus Verbraucherpreisen und Arbeits-
kosten von Dienstleistungen), Arbeits-
kostenindex für den Landverkehr 0,30 
und Index der Umlaufsrendite festver-
zinslicher Wertpapiere 0,05. 

Nr. 328: Anne Stetter, Sonia Strube Martins – Der Markt für IPTV: Dienstverfügbarkeit, 
Marktstruktur, Zugangsfragen (Dezember 2009) 
Die Investitionsstrategien der großen 
Kabelnetzbetreiber haben die Rahmen-
bedingungen für die deutschen Tele-
kommunikationsanbieter als Hauptak-
teure im IPTV-Markt in den letzten drei 
bis vier Jahren erheblich verändert. 
Durch entsprechende Aufrüstungen bei 
der Zuführung, aber auch im Anschluss-
bereich wurden die technischen Vor-
aussetzungen geschaffen, Kunden aus 
einer Hand Triple Play-Angebote ma-
chen zu können. Hinzu kommt der stei-
gende Wettbewerbsdruck durch die An-
bieter von Satelliten- und Terrestrikan-
geboten. 

In der Analyse wird deutlich, dass das 
bisherige Geschäftsmodell der TK-
Netzbetreiber durch das veränderte 
Marktumfeld vor großen Herausforde-
rungen steht. Die Erweiterung des 
Dienstleistungsspektrums der TK-Netz-
betreiber um Content-Angebote durch 
IPTV ist wettbewerbsstrategisch ebenso 
folgerichtig wie zwingend. Angesichts 
eines gesättigten Fernsehmarktes stellt 
sich die Frage, ob der generische Zu-
satznutzen von IPTV sich in einen 
Mehrwert beim Kunden verwandeln 
lässt, der bei diesem eine entsprechen-
de Zahlungsbereitschaft generiert. Die 

Unsicherheit, die in der Beantwortung 
dieser Frage liegt, kennzeichnet im 
Kern die Unsicherheit der Entwicklung 
des IPTV-Marktes in Deutschland. Die 
Zahl von qualitativ hochwertigen Free-
to-air-Programmen ist so groß, dass die 
Zahl der IPTV- bzw. Pay-TV-Abo-
nnenten in Deutschland in 2009 insge-
samt kaum über eine Million Nutzern 
liegen dürfte und damit weit hinter den 
Erwartungen bleibt. Insgesamt zeigt 
sich, dass die Besonderheiten des 
deutschen Marktes für IPTV-Angebote 
Hürden aufweisen, die einer raschen 
Marktpenetration entgegenstehen.  

Die Einführung von IPTV stellt die Re-
gulierung der betroffenen Märkte vor 
neue Herausforderungen, die dort, wo 
es angezeigt ist, durch regulatorische 
Maßnahmen auf der Vorleistungsebene 
adressiert werden können. Wettbe-
werbsprobleme können z. B. im Zu-
sammenhang mit Rundfunkinhalten auf-
treten, wenn Plattformbetreiber oder 
Rundfunkanbieter exklusive Rechte für 
Premium-Inhalte erwerben. Vertikal in-
tegrierte Netzbetreiber können Markt-
macht auf der Inhalteebene in nachge-
lagerte Pay-TV oder zukünftig Triple 
Play-Endkundenmärkte übertragen. Al-

lerdings liegt die Regulierung von Rund-
funkinhalten außerhalb der Reichweite 
des Regulierungsrahmens für elektroni-
sche Kommunikationsmärkte. Wettbe-
werbsprobleme, die im Zusammenhang 
mit dem Zugang zu Rundfunkinhalten 
stehen, erfordern vielmehr wirksame 
wettbewerbsrechtliche Maßnahmen. 
Auf den Vorleistungsmärkten für Rund-
funkübertragung stellt IPTV eine Chan-
ce dar, den Wettbewerb zu stärken, da 
eine zusätzliche Übertragungsplattform 
eingeführt wird. Ob dies tatsächlich der 
Fall ist, wird davon abhängen, ob Pay-
TV-Plattformbetreiber und Rundfunkan-
bieter IPTV als ergänzende oder als al-
ternative Plattform betrachten. Falls 
sich zukünftig Triple Play-Endkunden-
märkte durchsetzen, ist zu erwarten, 
dass Netzbetreiber mit SMP identifiziert 
werden. Falls sich zeigen sollte, dass 
der Zugang zu lokaler Netzinfrastruktur 
auf der Vorleistungsebene als Regulie-
rungsmaßnahme nicht ausreicht, um 
die Wettbewerbsprobleme zu adressie-
ren, wird es notwendig sein, den Vor-
leistungsbreitbandzugang so auszuges-
talten, dass er von alternativen Netz-
betreibern für Triple Play-Angebote ge-
nutzt werden kann. 

Nr. 329: J. Scott Marcus, Lorenz Nett, Ulrich Stumpf, Christian Wernick – Wettbe-
werbliche Implikationen der On-net/Off-net Preisdifferenzierung (Dezember 2009) 
Preisdiskriminierung zwischen On-net 
Gesprächen (bei denen der Empfänger 
eines Anrufs Kunde des selben Anbie-
ters ist wie der Gesprächspartner, der 
das Gespräch initiiert hat) und Off-net 
Gesprächen (bei denen dies nicht der 
Fall ist) ist in Europa weit verbreitet. 
Diese Studie untersucht die wohlfahrts-
theoretischen Implikationen der On-
net/Off-net Preisdiskriminierung sowie 
regulatorische und politische Maßnah-
men, welche angewendet werden könn-
ten oder bereits angewendet wurden, 
um Wettbewerbsverzerrungen zu be-
gegnen. 

Regulatorische und politische Beden-
ken im Zusammenhang mit On-net/Off-
net Preisdifferenzierung richten sich 

hauptsächlich auf den Mobilfunk. Dies 
hängt mit der Höhe der Terminierungs-
entgelte auf der Vorleistungsebene zu-
sammen. Ein großer Anteil der Ge-
sprächsminuten, die bei kleinen Mobil-
funkanbietern initiiert werden, werden in 
den Netzen der großen Wettbewerber 
terminiert. Für jedes dieser Off-net Ge-
spräche stellen die mobilen Terminie-
rungsentgelte tatsächliche Kosten dar. 
Sie markieren eine Preisuntergrenze 
auf dem Endkundenmarkt, welche nicht 
dauerhaft unterschritten werden kann. 
In dem Ausmaß, in dem die Mobilfunk-
terminierungsentgelte die tatsächlichen 
inkrementellen Kosten überschreiten 
(wie es in Europa heute weiterhin oft 
der Fall ist), halten sie kleine Mobilfunk-
anbieter davon ab, effiziente Endkun-

denpreise einzuführen, welche ihnen 
die Möglichkeit bieten würden mit gro-
ßen Wettbewerbern im Preiswettbewerb 
zu konkurrieren. 

Es gibt zwei offensichtliche Möglichkei-
ten diesem Problem zu begegnen: Eine 
Möglichkeit wäre es, die Endkunden-
preise einer direkten Kontrolle zu unter-
ziehen. Die andere Möglichkeit wäre 
überhöhte Mobilfunkterminierungsent-
gelte zu beseitigen, da die wettbe-
werbsfeindliche On-net/Off-net Preis-
diskriminierung kritisch von ihnen ab-
hängt. Es besteht berechtigter Anlass 
zu glauben, dass eine substantielle 
Senkung der Mobilterminierungsentgel-
te auf Höhe der tatsächlichen langfristi-
gen inkrementellen Kosten diese Prob-

                



 

 Newsletter Nr. 77, Dezember 2009 23 

leme nachhaltig lösen könnte. On-
net/Off-net Preisdiskriminierung spielt in 
Ländern mit niedrigen Mobilfunktermi-
nierungsentgelten oder mit Bill-and-
Keep Regimen eine wesentlich geringe-
re Rolle als in der Mehrheit der europäi-
schen Mitgliedsstaaten.  

Jüngst hat die Europäische Kommission 
eine Empfehlung veröffentlicht, welche 
vorsieht die Mobilfunkterminierungsent-
gelte auf ein Niveau von 1,5 – 3 Cent 
pro Minute bis zum Jahr 2012 zu sen-
ken; die ERG hat wiederum dafür ge-
worben ein Bill-and-Keep Regime ein-
zuführen und damit die Mobilfunktermi-

nierungsgebühren komplett abzuschaf-
fen. Jede dieser Aktionen dürfte die 
Probleme mit wettbewerbsfeindlicher 
On-net/Off-net Preisdiskriminierung be-
seitigen. Vor diesem Hintergrund sehen 
wir zum jetzigen Zeitpunkt keine Not-
wendigkeit für weitere Markteingriffe. 

Nr. 330: Anna Maria Doose, Dieter Elixmann, Stephan Jay – „Breitband/Bandbreite für 
alle“: Kosten und Finanzierung einer nationalen Infrastruktur (Dezember 2009) 
In den letzten Jahren hat eine Vielzahl von 
Ländern in der Welt weit reichende Stra-
tegien zur Förderung des Ausbaus von 
hochbitratigen Breitbandanschlussnetzen 
(Next Generation Access, NGA) veröffent-
licht. Parallel dazu haben sich eine Reihe 
von Studien vertieft mit dem Thema der 
ökonomischen Belastbarkeit von konkre-
ten Ausbauvorhaben beschäftigt. Fragen 
die in diesem Zusammenhang adressiert 
wurden sind z.B.: Wie „weit“ ist ein Markt 
getriebener Ausbau betriebswirtschaftlich 
belastbar darstellbar? Welches Investiti-
onsbudget erfordert die Verlegung einer 
spezifischen Breitbandinfrastruktur in ei-
nem Land? Welche Möglichkeiten der Fi-
nanzierung bieten sich an?  

Vor diesem Hintergrund hat die vorliegen-
de Studie drei Schwerpunkte: (1) Analyse 
und Gegenüberstellung der wesentlichen 
Elemente der Breitbandausbauvorhaben 
in verschiedenen europäischen und au-
ßereuropäischen Ländern; (2) Evaluation 
von empirischen Studien zu den Kosten 
einer Breitbandverlegung; (3) Näherungs-
weise empirische Abschätzung der Inves-
titionskosten eines nationalen NGA-
Vollausbaus in Deutschland. Die Studie 

basiert mit Blick auf die thematischen 
Schwerpunkte (1) und (2) im Wesentlichen 
auf Desk Research. Für die Bearbeitung 
des thematischen Schwerpunktes (3) ist 
das (im Prinzip generische) WIK-Consult 
Bottom-Up Kostenmodell für NGA-
Architekturen herangezogen worden.  

Die Studie konzentriert sich bei ihren Fall-
studien in Europa auf die Länder Finnland, 
Griechenland, Großbritannien, Schweden 
und Deutschland. Außerhalb Europas be-
ziehen wir die Länder Australien, Japan, 
Neuseeland, Singapur, Südkorea und die 
USA in die Analyse ein. Die Fallstudien 
arbeiten dabei insbesondere heraus, auf 
welche Weise in diesen Ländern der Staat 
neben seiner Rolle als Rahmensetzer und 
Regulierer auch und gerade Aufgaben als 
Finanzier bzw. Errichter/Betreiber der 
neuen Infrastruktur bzw. bei der Stimulie-
rung der Nachfrage wahrnimmt. Die unter-
suchten Kostenstudien liefern zwar An-
haltspunkte für das Niveau der Kosten 
sowie wesentliche Kostentreiber in den 
jeweiligen Ländern, bieten aber keine re-
levante Grundlage für eine Übertragung 
auf deutsche Verhältnisse.  

Bei der Untersuchung der Investitionsvo-
lumina für einen nationalen Ausbau von 
Anschlussnetzen der nächsten Generation 
in Deutschland haben wir sowohl eine 
FTTC/VDSL- als auch eine FTTH-Point-to-
Point-Architektur unterstellt. Den Berech-
nungen liegt eine „Scorched Node“ An-
nahme zugrunde, d.h. die heutige Zahl der 
Hauptverteiler und Kabelverzweiger bildet 
die Grundlage, das Netz wird jedoch neu 
aufgebaut. Dabei wird nicht auf bereits e-
xistierende Leerrohre oder unbeschaltete 
Glasfaser zurückgegriffen, sondern neu 
verlegt. Für einen FTTC/VDSL Vollausbau 
in Deutschland errechnen wir dann Inves-
titionskosten von rd. 41 Mrd. Euro. Für ei-
nen FTTH/P2P Vollausbau ergeben sich 
Investitionskosten von rd. 117 Mrd. Euro. 
Diese Kostenniveaus spiegeln wegen der 
Ausblendung existierender und nutzbarer 
Infrastrukturen natürlich noch nicht die tat-
sächlich zu erwartenden Kosten eines na-
tional flächendeckenden Breitbandaus-
baus wider. Dieses muss weiteren reali-
tätsnäheren Modellrechnungen vorbehal-
ten bleiben. Wir erwarten, dass das Kos-
tenniveau zumindest bei FTTC wesentlich 
niedriger sein wird. 

Nr. 331: Alex Kalevi Dieke, Petra Junk, Antonia Niederprüm, Martin Zauner – Preisstra-
tegien von Incumbents und Wettbewerbern im Briefmarkt (Dezember 2009) 
Das Ende der Exklusivlizenz der Deut-
sche Post AG (DPAG) im Jahr 2008 
bedeutete für den deutschen Postmarkt 
nicht nur die vollständige Öffnung des 
Briefmarkts für den Wettbewerb. Damit 
einher ging auch das Ende der Ex-Ante-
Preiskontrolle für Massensendungen 
(ab 50 Stück Einlieferungsmenge), die 
den Großteil der gesamten Briefmenge 
Deutschlands darstellen. Diese verän-
derten Rahmenbedingungen erlauben 
deutliche Veränderungen der Preispoli-
tik.  

Das Ziel dieser Studie besteht in der 
Diskussion der zukünftigen Entwicklung 
von Preisstrategien im deutschen Brief-
markt sowie der Erörterung etwaiger 
regulatorischer Problemfelder. Dazu 
wurden zunächst verschiedene Preis-
strategien von Incumbents und Wett-
bewerbern in europäischen Briefmärk-
ten untersucht und kategorisiert. Es er-
gaben sich die folgenden Ergebnisse: 

• Incumbents verfolgen bei ihrer 
Preispositionierung grundsätzlich 
entweder Premium- oder Mehrwert-
strategien bzw. Mischformen dieser 
Strategien. Zudem nutzen sie viel-

fach Preisdifferenzierungen, wie die 
Nutzung einer Mengenstaffelung 
der Tarife, geographische Differen-
zierungen nach der Zustellzone der 
Sendungen (Zonenpreise), Preis-
nachlässe für die Inkaufnahme län-
gerer Brieflaufzeiten, Preisdifferen-
zierungen zwischen Individualsen-
dungen und inhaltsgleichen Sen-
dungen oder die Gewährung von 
Funktionsrabatten für Sendungs-
vorbereitung durch die Kunden. 

• Wettbewerber verfolgen weitestge-
hend Mehrwert- und/oder Tiefpreis-
strategien und verfügen über weni-
ger differenzierte Preisstrukturen. 
Sie verwenden überwiegend quanti-
tative Preisdifferenzierungen und 
Mindesteinlieferungsmengen, und 
verzichten weitgehend auf andere 
Differenzierungsoptionen. In 
Deutschland übernehmen Wettbe-
werber generell die Produktstruktur 
des Incumbent und differenzieren 
(wie die DPAG) zwischen Individual-
sendungen und inhaltsgleichen 
Sendungen. Andere Wettbewerber 
(insbesondere im Ausland) veröf-
fentlichen keine allgemeinen Preis-

listen, sondern handeln spezifische 
Konditionen mit ihren Kunden aus. 

In Deutschland werden zonale und zeit-
liche Differenzierungen von der DPAG 
bisher nur im Bereich Pressedistribution 
verwendet. In Zukunft könnte sie diese 
Differenzierungsformen auch auf ande-
re Sendungen übertragen, etwa auf In-
fopost. Insbesondere bei Zonenpreisen 
ist aus regulatorischer Sicht zu prüfen, 
inwieweit die Preisdifferenzierung Kos-
tenunterschiede widerspiegelt oder aber 
der Behinderung von Wettbewerbern 
dient.  

Des weiteren ist für Deutschland zu er-
warten, dass die DPAG wie ihre Wett-
bewerber Kunden verstärkt individuelle 
Angebote machen. Dadurch steigt die 
Intransparenz im Markt, für Kunden wie 
auch bezüglich der Preisaufsicht. Infol-
ge dessen ist ein etwaiger Missbrauch 
bei der Preisbildung schwerer ermittel-
bar. Hier stellt sich die Frage, ob die 
Rechte der Bundesnetzagentur zur Ein-
sichtnahme in Verträge und damit ihre 
Kontrollmöglichkeiten ausreichend sind. 
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